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Griff nach den Sternen Weniger Staat Große Westoffensive Ägyptischer Sommer
Wenn es darum geht, Kritik an der
rot-grünen Regierung zu üben, dann
sind Merkel, Stoiber und Westerwel-
le ganz groß, geht es allerdings um
eigene Konzepte, dann … SSeeiittee 22

Obwohl nicht mehr Ministerpräsi-
dent von Sachsen, sorgt sich Kurt
Biedenkopf immer noch um Land
und Leute. Im Interview mit der
PAZ sagt er, was ihn bewegt. SSeeiittee 33

Vor 90 Jahren begannen die deut-
schen Streitkräfte mit der halbher-
zigen Umsetzung des Schlieffen-
planes. Mehr über die Großoffensi-
ve im Westen auf SSeeiittee 88

In Basel, Berlin, Hamm, Hildesheim
und Hannover sind derzeit anspruchs-
volle Ausstellungen zu sehen, die
Kostbarkeiten der Pharaonen zeigen.
Mehr auf SSeeiittee 99

Dabeisein ist alles – so knapp
wird üblicherweise beschrie-

ben, was unter olympischem Geist
zu verstehen sei. Aber das ist zu
kurz gesprungen, falls damit der
olympische Geist des 21. Jahrhun-
derts gemeint sein sollte. Nur um
dabei zu sein, wäre es wohl reich-
lich übertrieben, daß man welt-
weit Milliarden verpulvert, um
Sportler zu medaillenverdächtigen
Höchstleistungen zu bringen, daß
in die Entwicklung illegaler Mittel
zur Leistungssteigerung mehr Geld
und Grips investiert wird als in die
Bekämpfung des Hungers in der
Dritten Welt, daß die Medien kei-
nen Aufwand scheuen, um alle
Welt rund um die Uhr auf dem lau-
fenden zu halten. Auch ist fraglich,
ob in den nächsten zwei Wochen
Hunderte Millionen Menschen sich
stundenlang vor die Mattscheibe
hocken – nur um zu sehen, wer al-
les dabei ist in Athen.

Olympia heute, das ist vor allem
ein gigantisches, leider oft auch
schmutziges Geschäft. Ferner ein
Ablenkungsmanöver, wie im alten
Rom (Brot und Spiele): Bis Ende
August werden die Sorgen und
Kümmernisse dieser Welt aus den
Schlagzeilen verdrängt, statt Politi-
kern, Funktionären oder Terrori-
sten werden Läufer und Springer,
Werfer und Schwimmer in den Me-
dien den Ton angeben. Dann aber,
wenn der letzte Marathonläufer –
diesmal auf klassischem Terrain –
das Ziel erreicht hat, wird uns
schnell wieder der triste Alltag ein-
holen. Das war übrigens in der An-
tike nicht anders, mit einem
Unterschied: Die alten Griechen,
die nicht gerade zu den besonders
friedlichen Zeitgenossen zählten,
ließen die Waffen ruhen, unterbra-
chen ihre Kriege, wenn alle vier
Jahre die Jugend zum sportlichen
Wettstreit im Heiligtum von Olym-
pia antrat; heute lassen wir lieber
olympische Spiele ausfallen, weil
die Menschheit gerade mit einem
Krieg beschäftigt ist. 

Von kritischen Geistern hört man
in diesen Tagen oft, der olympische
Geist sei überhaupt nur noch zu

retten, wenn man sich der hehren
Ideale eines Pierre de Coubertin
besinne. Freilich scheinen diese
„kritischen Geister“ sich dem Grün-
der der neuzeitlichen Spiele allzu
unkritisch angenähert zu haben. 

Der 1863 geborene Baron war in
jungen Jahren ein glühender fran-
zösischer Patriot, durchaus auch
mit Denkstrukturen, die man heu-
te nationalistisch nennen würde.
1880, als Abiturient, schrieb er:
„Die Franzosen stehen . . . noch im-
mer unter dem Eindruck der Ereig-
nisse des Jahres 1871.“ Der verlore-
ne Krieg gegen die Deutschen, die
als Schmach empfundene Reichs-
gründung im Spiegelsaal von Ver-
sailles – dies endlich zu überwin-
den und Frankreich wieder
erstarken zu lassen, das war Cou-
bertins gedanklicher Ansatz. Als
probates Mittel zur nationalen Er-
starkung sah er schon damals den
Sport. Er studierte Pädagogik und
gründete 1888 ein „Komitee zur
Verbreitung der Leibesübungen in
der Erziehung“. Erst später erkann-
te er, daß er nur Erfolg haben
konnte, wenn er über den Teller-
rand nationaler Grenzen hinaus-
blickte; so kam es im Juni 1894 zur
Gründung des Internationalen
Olympischen Komitees. Auch dies
ging mit nationalistischen Engstir-
nigkeiten einher. Coubertin sah
zwar im elitären englischen Erzie-
hungswesen sein großes Vorbild,
verachtete aber alles, was er für
„preußisch“ hielt. Daß die von ihm
als „olympisch“ postulierten Werte
wie Hilfsbereitschaft, Ehrlichkeit,
Fleiß, Bescheidenheit, Respekt vor
dem Nächsten, Disziplin sich auch
im Katalog preußischer Tugenden
finden, war ihm nie bewußt. 

Zu Recht wird heute kritisiert,
Olympia sei zu gigantisch, zu teuer,
zu kommerziell. Liest man die
internationale Sportpresse, muß
man hinzufügen: zu martialisch, zu
nationalistisch, zu unmenschlich.
Vielleicht liegt aber die Rettung
dieser trotz allem guten Idee gera-
de in der Erkenntnis, daß olympi-
scher Geist und preußische Tugen-
den recht gut zueinander passen.

Hans-Jürgen MAHLITZ:

Olympischer Geist

Recht zu behalten ist an sich
natürlich ein schönes Gefühl,
wer wollte das bestreiten. Als

vor fünf Jahren die großen Zeitun-
gen und Magazine geschlossen zur
„neuen Rechtschreibung“ übergin-
gen, blieb diese Zeitung nach reif-
licher Überlegung fast allein bei der
alten. Die Redaktion hatte die neuen
Regeln eingehend studiert und war
zu dem Schluß gekommen, daß sie
weder einfacher noch logischer
seien als die alten. 

Fünf Jahre später nun folgen der
Springer-Verlag und der Spiegel un-
serem Beispiel, die Frankfurter
Allgmeine hatte nach nur einem
Jahr Erfahrung mit den neuen Re-
geln die alten bereits wieder einge-
führt. Beinahe sämtliche namhaften
Schriftsteller hatten sich der neuen
Orthographie ohnehin verweigert
und bestanden darauf, daß auch ih-
re neu publizierten Bücher in be-
währter Rechtschreibung erschei-
nen. Es wird nicht mehr lange
dauern, und Deutschland hat zwei
unterschiedliche Orthographien:
die neue, die nur im Gehege der

Schulen und Ämter existiert und die
alte in der „wirklichen Welt“.

Auf das Schicksal der Schüler ver-
weisen nun mit erregter Stimme die
letzten Verteidiger der gescheiterten
Reform. Man könne ihnen doch
nicht zumuten, nach fünf Jahren
wieder alles neu zu lernen. Merk-
würdig: Bei Einführung der Reform
beschwichtigten uns ihre Erfinder
noch, daß die Änderungen gering
seien und der Übergang für jeder-
mann ein leichtes. Umgekehrt wird
nun aus der selben Ecke ein Drama
daraus gezimmert. Das ist wenig
glaubwürdig, noch dazu wenn man
bedenkt, aus welcher Richtung so
rührend Rücksicht auf die ange-
blichen Zumutungen für die Schü-
ler genommen wird. Von ebendort
sprudelten seit Jahrzehnten die un-
sinnigsten Reformvorhaben, und
zwar in Reihe, so daß mancherorts
bald jede Schülergeneration in ei-
nem anderen System von Schule
unterrichtet wurde. Am Ende stand
die Abrechnung namens Pisa. Die
Wogen immer neuer „Reformen“
hatte, das einst gerühmte deutsche

Bildungswesen so gründlich zer-
furcht, daß wir heute am Ende der
internationalen Skala rangieren.

Aber stecken hinter den Attacken
gegen eine Rücknahme der Reform
überhaupt vor allem sachliche Argu-
mente? Oder ist es die Signalwir-
kung, die schreckt? Genügsam hat
sich dieses Volk in der Vergangenheit
alles vorsetzen lassen, was die ver-
meintlich Mächtigen sich ausgedacht
hatten. Ein bißchen Murren, ein paar
Proteste, doch am Ende taten die
Deutschen stets, wie ihnen geheißen,
darauf war Verlaß. So war es bei der
Abschaffung der D-Mark und so
würde es auch mit der Rechtschreib-
reform gehen, werden sich ihre Ur-
heber gedacht haben. Paradox: Die-
selben „Fortschrittlichen“, die den
„deutschen Untertanengeist“ stets
am lautesten beklagten, wußten am
besten, wie er für ihre Zwecke zu
nutzen war. Nun müssen sie er-
schrocken feststellen, daß die ver-
meintlich „Obrigkeitshörigen“ sich
zu widersetzen wissen. Ein Präzen-
denzfall ist geschaffen, des einen
Horror, des anderen Hoffnung. �

Der Streit um die Sozialreformen
in Deutschland nimmt an

Schärfe zu. Schröders und Münte-
ferings SPD droht eine linke Abspal-
tung unter Führung Lafontaines.
Zwischen Gewerkschaften und So-
zialdemokratie ist das Tischtuch to-
tal zerschnitten. Die bürgerliche
Opposition hofft auf die Schwäche
des politischen Gegners, statt die
(Un-)Gunst der Stunde zu eigenen
kraftvollen Konzepten zu nutzen. 

Und die Bürger haben die
Schnauze voll von dem Wechselbad
aus Angstmacherei („Es ist alles
ganz schrecklich“), Reformverspre-
chungen („Alles wird gut“), Arro-
ganz („Ihr habt das alles nicht rich-

tig verstanden“) und handwerkli-
chem Dilletantismus („War nur so
ein Versuch; jetzt machen wir alles
noch mal neu“). 

Nun reicht’s, zu Zigtausenden ge-
hen die Menschen auf die Straßen,
demonstrieren nicht nur gegen die
Bundesregierung, sondern gegen ei-
ne politische Klasse, zu der sie kei-
nen Rest von Vertrauen mehr haben.
Daß sie ganz bewußt die Erinnerung
an die Montagsdemonstrationen ge-
gen das SED-Regime instrumentali-
sieren, findet verständlicherweise
nicht die Zustimmung ehemaliger
DDR-Dissidenten. Es zeigt aber
auch, wie dramatisch sich die Lage
in Deutschland zugespitzt hat. 

Hier wirkt besonders ein Aspekt
höchst bedrohlich: Wir laufen Ge-
fahr, nun auch noch den letzten ver-
bliebenen Standortvorteil zu verlie-
ren. Nachdem das Qualitätssiegel
„Made in Germany“ seinen Glanz
und unser Bildungssystem seine
Vorbildfunktion eingebüßt haben
und wir bei Kosten und Arbeitszei-
ten ohnehin nicht konkurrenzfähig
sind, war für Investoren letztlich
ausschlaggebend, daß hier der sozi-
ale Frieden bislang noch stabiler ist
als sonstwo. Wenn man sich nun
auch darauf nicht mehr verlassen
kann – warum soll man dann ausge-
rechnet in Deutschland sein Kapital
in Arbeitsplätze investieren? H.J.M.
(Ausführlicher Beitrag auf Seite 4)

Sozialer Frieden in Gefahr
Deutschland droht auch noch den letzten Standortvorteil zu verlierenP r e u ß i s c h e r
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2005 in Berlin: 

Deutschlandtreffen
der Ostpreußen

Das nächste Deutschlandtreffen
der Landsmannschaft Ostpreu-

ßen wird, wie der Bundesvorstand
der LO bekanntgibt, am Wochen-
ende 21. und 22. Mai 2005 auf dem
Messegelände in Berlin stattfinden.
Es handelt sich um das Wochen-
ende nach dem Pfingstfest. Zu
Pfingsten findet in Berlin das Deut-
sche Turnfest statt. Die Veranstal-
tung der Ostpreußen wird in der
Deutschlandhalle der Berliner Mes-
se durchgeführt. Nähere Informatio-
nen über das Programm sowie Hin-
weise für die Teilnehmer wird die
Preußische Allgemeine Zeitung ab
Herbst dieses Jahres regelmäßig ver-
öffentlichen. EB

Willkommen im Klub
Rechtschreibreform: Werden die Deutschen aufmüpfig? / Von Hans HECKEL

Schneller, höher,
weiter:

Zwei Wochen lang be-
herrschen nun Sport-

ler, Siege und Rekorde
die Schlagzeilen und
Fernsehprogramme.
Doch leider müssen 

die Spiele der XXVIII.
Olympiade – im Schat-
ten des Parthenon auf
der Athener Akropolis

– unter extreme Si-
cherheitsmaßnahmen

gestellt werden, um
zu verhindern, daß
wieder, wie vor 32

Jahren in München,
Terroristen das Bild

vom friedlichen Wett-
streit der Jugend der

Welt zerstören.
Foto: pa
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Ein deutsches Lied
Deutscher, denkst du still beim Weine
an den Reimemacher Heine,
der an Deutschland nächtens dachte –
was ihn um den Schlummer brachte?
Drückt dich gar die bange Frage,
was er dächte dieser Tage?
Nein, du willst dich nicht verkühlen
mit solch gestrigen Gefühlen.

Deutscher, brauchst nicht Wein noch Schenke,
schlürfe lieber Mischgetränke
aus der Dose und im Stehen,
Denken soll dir doch vergehen!
Folglich schmähe deutsche Dichter:
Waren lauter Bösewichter,
Wegbereiter der Infamen,
die wie du als Nachwelt kamen.

Deutscher, meide auch das Lesen,
bringt dir Zweifel bloß und Spesen.
Bilderchen und Titelzeilen
reichen völlig zum Begeilen.
Und um keinen zu verprellen,
frage niemals nach den Quellen,
denn Geschichte ist dir eben
durch Gesetze vorgegeben.

Deutscher, trachte stets beim Sprechen
nach beredtem Radebrechen:
Wirrgestammel, mißverstanden,
macht sich gut in deutschen Landen!
Muttersprache ist entbehrlich,
mehr und mehr sogar gefährlich,
denn man könnte dich erkennen
und dich einen Deutschen nennen.

Deutscher, laß die Kathedralen
als Moscheen neu erstrahlen
oder sich zu Tempeln mausern –
darfst nicht mit dem Erbe knausern!
Als Bereicherung empfinden
mußt du, wenn sie dir entwinden
Boden, Haus und Werk der Ahnen,
um mit Mälern dich zu mahnen.

Deutscher, sollst beim Fußball gröhlen,
zucken wild in Flimmerhöhlen,
dein Gehirn mit Gift veröden
und am Ballermann verblöden.
Wünsch den Gönnern langes Leben,
die dir Brot und Spiele geben,
während sie die Kassen knacken
und dir in die Seele kacken.

Deutscher, pfeif auf deine Alten,
sollen sich doch selbst erhalten!
Und als Regel gilt nicht minder:
Ja nur keine eignen Kinder!
Hol ins Land dir Putzer, Feger,
Händler, Dirnen, Söldner, Pfleger –
wirst am Ende gar nicht sehen,
wie sie dir am Schläuchlein drehen ...

DEUTSCHER, bist du noch zu retten?
Werde wach und kapp die Ketten,
heb dein Haupt und reck den Rücken,
statt vor Krummen dich zu bücken!
Brich den Bann der Lügenmächte,
fege fort Erfüllungsknechte,
wenn sie dann auch noch so schreien!
Sei ein Freier unter Freien! Pannonicus

www.preussische-allgemeine.de

Benutzername/User-ID: paz
Kennwort/PIN: 4711

Die Schulden-Uhr:

Abzocke mit
Sicherheit

Mit dem Börsenfieber der spä-
ten 90er Jahre kam sie, Hans

Eichels Spekulationssteuer – sie
ist nun hinfällig. In Brandenburg
fiel Ende Juli die höchstrichterli-
che Entscheidung gegen die Steu-
erbescheide, mit denen Eichel die
Anleger abzockte (Az.: 3 V
974/04). Doch selbst diese womög-
lich hunderte von Millionen Euro
teure Schlappe enthält für den Fi-
nanzminister, wie sich jetzt her-
ausstellt, noch Gutes: Die Bürger,
die keinen Widerspruch gegen ih-
re Steuerbescheide der Jahre vor
1999 einlegten, sehen von ihren an
den Fiskus zuviel gezahlten Euros
nichts wieder – gar nichts. Denn
auch der Staat bräuchte ja Pla-
nungssicherheit, so der Tenor. Der
früh und ehrlich Zahlende bleibt
so der Dumme. Glückliche Steuer-
säumige, die ihre Bescheide ab
1999 noch offen gehalten haben,
dürfen sich dagegen freuen. (SV)

Staatsverschuldung 
in Deutschland:

1.378.466.248.066 €
(eine Billion dreihundertachtund-
siebzig Milliarden vierhundert-
sechsundsechzig Millionen zwei-
hundertachtundvierzigtausend
und sechsundsechzig)

Vorwoche: 1.376.915.141.100 €
Verschuldung pro Kopf: 16.701 € 
Vorwoche: 16.682 €

(Stand: Montag, 9. August 2004,
14.00 Uhr.
Zahlen: www.steuerzahler.de)

Griff nach den Sternen
Merkel, Stoiber und Westerwelle streben nur nach der Macht an sich

Das kleine Imperium
schlägt zurück. „Ablen-
kungsmanöver“, sagt die

FDP. Im großen Imperium CDU
versucht man zu beschwichti-
gen. Milbradt und Schönbohm,
die jeweils in Sachsen und Bran-
denburg im Wahlkampf stehen,
kommt der bisher nur in den
Medien ausgetragene Streit zwi-
schen Stoiber, Merkel und We-
sterwelle höchst ungelegen. Er
schmälert die Wahlchancen in
diesen Bundesländern, nutzt
vermutlich nur der PDS und ist
deshalb schon eine Dummheit.
Im mittleren Imperium, der
CSU, verhält man sich abwar-
tend. Stoiber selbst dementiert

nichts, läßt aber auch nichts be-
stätigen. 

Die imperiale Dreierkonstel-
lation der Opposition hat eines
gemeinsam: Sie greifen alle
nach den Sternen der Macht.
Gemeint ist die Macht in Berlin
und zumindest zwei, Merkel
und Stoiber, wollen die ersten
sein. Das ist legitim, entschei-
dend ist der Weg und, das
scheinen alle drei zu vergessen,
das Ziel. Denn die Macht selber
ist nur ein Mittel, der innewoh-
nende Sinn der Macht ist die
Gerechtigkeit, wie Pieper
schrieb und, wie Guardini es
schon vor einem halben Jahr-
hundert in seinem Bändchen
„Die Macht“ forderte, ein Wille
zu dieser Sinngebung. 

Dazu gehöre auch, so Guardi-
ni, „daß man einen Menschen,
der in Not ist, nicht erst bitten
lasse, sondern auf ihn zugehe
und ihm helfe, daß man eine
Amtshandlung so vollziehe, wie
es von der gesunden Vernunft
und der menschlichen Würde
her richtig ist, daß man eine
Wahrheit ausspreche, sobald es
für sie Zeit ist, auch wenn sie
Widerspruch oder Lachen her-
vorruft, daß man eine Verant-
wortung übernehme, wenn das
Gewissen sagt, man sei dazu
verpflichtet.“ All das bilde einen
Weg, der „Redlichkeit und Mut“

erfordere und von dem niemand
wisse, wie weit er in die Berei-
che führe, wo „die Dinge der
Zeit sich entscheiden“. 

Von solchen Gedanken sind
die drei Imperialisten der Oppo-
sition weit entfernt. Keiner von
ihnen bietet ein Konzept, um die
drängendsten Fragen der Zeit zu
beantworten. Dazu gehört heute
die Frage nach der Zukunft die-
ser Gesellschaft angesichts der
demographischen Verwerfun-
gen, dazu gehört auch die Frage
nach der geistigen Verfaßtheit
angesichts des islamischen
Schattens über Europa. Stoiber
steht mit seiner klaren Position
zur Türkei einer Antwort auf die
zweite Frage noch am nächsten,
aber es fehlt ihm der Mut, auch
gegen den Relativismus anzuste-
hen und sich klar zu einer Hie-
rarchie der Werte zu bekennen.
Es hat ihn 2002 den Wahlsieg
gekostet, daß er sich nicht deut-
lich zu Ehe und Familie als na-
türlicher Lebensform bekannte,
sondern sie nur als eine von
mehreren gleich-gültigen Le-
bensformen sah. Diese Gleich-
gültigkeit in einer fundamenta-
len Frage des persönlichen
Lebens hat viele bürgerliche
Wähler enttäuscht und zur Stim-
menthaltung bewogen. 

Diese Gefahr besteht auch
jetzt und zwar um so mehr, als
die drängenden Fragen, die das
demographische Defizit auf-
wirft, nur in dem Kontext Fami-
lie beantwortet werden können.
Sein Hinweis auf den „Jungge-
sellen in Bonn“ und die (kinder-
lose) „Protestantin aus dem
Osten“ weist in diese Richtung. 

Aber wie so oft bei Stoiber:
Da wird laut gebellt und dann
doch nicht gebissen. Wenn es
darauf ankommt, hört er doch
wieder auf Zeitgeistler wie den
Berater Spreng, die ihm sagen,
Familie sei passé, damit könne
man keine Wahl gewinnen. Das
mag sein. Aber mit der Mißach-
tung der Familie kann man
Wahlen verlieren. Es waren kei-
neswegs nur der Krieg und die
Flut, und auch nicht nur die
mangelnde Wahlaussage West-
erwelles, die 2002 den Aus-
schlag gaben. Die Oppositions-
spitzen sollten sich auch mal
die Zahlen über die Wahlent-
haltungen anschauen. 

Für den Bürger stellt sich heu-
te die Frage: Wer macht, wenn es
schon kein durchdachtes gesell-
schaftliches Konzept gibt, die
Reformen, die notwendig sind
und die am wenigsten schmer-
zen? Oder wer hat ein kohären-
tes Konzept, das Zukunft ver-
heißt? Wenig Schmerzen
verursacht die Agenda 2010, die
Macht in Händen von Rot-Grün
hält momentan die Straße noch
verhätnismäßig ruhig. Die Zu-
kunft? Die kommt nach uns,
denkt die Mehrheit. Und sollten
wir schon drin sein, dann ist Ru-
he die erste Bürgerpflicht. Mit
einem Kanzler Stoiber wäre die
Straße voll, auch wenn er statt
Konzept nur harmlose Reformen
anböte. 

Im Moment bietet die Union
nur ein paar Ideen und Taktiere-
rei. Selbst wenn sie sich zu ei-
nem Konsens in der Gesundheit
und bei Pflege durchringen wür-
de, ihr fehlt der Mut zu der
wirklich notwendigen Reform,
die durchgehend alle gesell-
schaftlichen Bereiche erfaßte:
eine den Familien gerecht wer-
dende Steuerreform. Hier ge-
schieht das größte, auch vom
Bundesverfassungsgericht im-
mer wieder genannte und selbst

in Zahlen formulierte Unrecht.
Aber die Politik bewegt sich
nicht, sie ist, auch aus Mangel
an eigener Betroffenheit, fami-
lienvergessen. 

Nun darf man auch von Politi-
kern verlangen, daß sie die Ein-
sicht in die Notwendigkeit die-
ser Reform auch ohne per-
sönlichen Bezug erkennen und
entsprechend handeln, um „die
Dinge der Zeit“ zukunftsgerecht
zu entscheiden. Aber dafür
braucht es eben das, was Ade-
nauer am Ende seines politi-
schen Lebens als die wichtigste
Tugend des Politikers bezeichne-
te: Mut! Solange er fehlt, bleibt
der Griff nach den Sternen fol-
genlos, selbst wenn man mal ei-
nen Stern erobern sollte.

Jürgen Liminski

Die Konzeptlosigkeit der
Opposition läßt 

den Wähler erschrecken

Stoibers verbaler 
Bissigkeit 

folgen keine Taten

Ein Bürger liest beim Morgenkaffee seine Zei-
tung. Es ist die einzige Zeitung der Landes-

hauptstadt – oder sagen wir lieber: der Stadt, in
der die schleswig-holsteinische Landesregierung
ihren Sitz hat. Daher muß er sie lesen, wenn er er-
fahren möchte, was in seiner Stadt so passiert.
Allerdings ist auf der ersten Seite – für so wichtig
hält die Redaktion diese Meldung – zu lesen, daß
die Polizei ein Waffenlager entdeckt habe. Es han-
delt sich um mehrere Schußwaffen, die vor gerau-
mer Zeit aus dem Haus eines Schützenvereins ge-
stohlen worden waren. Tatverdächtige hat man
geschnappt: „Alle gehören nach Angaben der Poli-
zei der rechten Randszene an. Ein politischer
Hintergrund wird jedoch nicht vermutet.“

Nun hatte der Bürger schon häufiger Berichte in
seiner Zeitung über kriminelle Machenschaften
gelesen mit dem Zusatz, daß die Einbrecher oder
die Schläger oder die Krawallmacher „der rechten
Szene zuzuordnen“ seien. Heute aber war er hell-
hörig, hatte er doch gerade an anderer Stelle einer
richtigen Zeitung einen Artikel darüber gefunden,
daß sich der „Deutsche Presserat eine Richtlinie
gegeben hat, nach der in der Berichterstattung
über Kriminalfälle von der Bekanntgabe ethni-
scher Merkmale abgesehen werden soll.“ Schreibt
eine Zeitung dennoch, daß der Täter oder der
Verdächtige eine Albaner oder ein Russe war,
dann muß sie mit einer Mißbilligung oder einer
Rüge des Presserates rechnen, denn dergleichen
gilt als Diskriminierung der Ausländer.

Der Zeitungsleser beschloß, sich durch die Be-
hauptung, Kriminelle gehörten „der rechten Sze-
ne“ an, diskriminiert zu fühlen, denn als guter
Konservativer zählte er sich weder zum linken
Spektrum noch zur Mitte, die alles und nichts war,
sondern nur zu den Deutschen und fühlte sich da-
bei nicht einmal unwohl. Er war also ein Rechter. 

So beschloß er, den Leiter der für sein Gebiet
zuständigen Polizeidirektion in einem Brief zu fra-
gen, warum man es für berichtenswert hielt, daß
ordinäre Einbrecher und Diebe „der rechten Sze-
ne“ angehörten, obgleich, wie die Polizei betont
hatte, die Tat keinerlei politischen Hintergrund
hatte. 

Es verging eine längere Zeit, bis der Polizeidi-
rektor einen in kühlem Ton abgefaßten Brief
schickte, in dem Fragen beantwortet wurden, die
gar nicht gestellt worden waren. So verteidigte er,
daß die Polizei die Öffentlichkeit über die aufge-
klärten Waffendiebstähle informiert habe. Sie ha-
be „aufgrund vorhandener Erkenntnisse“ in einer
Pressemitteilung die Medien davon informiert.
„Die von der Polizei verwendeten Begriffe (also
daß die Verdächtigen ‚der rechten Szene‘ ange-
hörten) sind auch inhaltlich allgemein bekannt
und nicht falsch zu interpretieren. Sie berühren
in keiner Weise diejenigen, die sich als Konserva-
tive sehen.“ Dieser Satz läßt aufhorchen. Unser
Bundeskanzler hat bekanntlich vor einigen Jah-
ren lauthals zum „Kampf gegen Rechts“ aufgeru-

fen. Und dazu sollen nun nach Auskunft des Po-
lizeidirektors Konservative nicht gehören? Wozu
zählt man denn gemeinhin die Konservativen?
Doch wohl kaum zu den Linken oder den Mitti-
gen. Schwebt der Konservative im luftleeren
Raum? Vielleicht sollte sich unser Polizeidirektor
einmal an den Bundesinnenminister wenden, um
ihn zu bitten klarzustellen, daß Konservative
nicht gemeint sind, wenn zum „Kampf gegen
Rechts“ geblasen wird. 

Die Frage des Briefschreibers, ob man etwa zu-
künftig jeden, der einer Straftat verdächtig ist, ei-
nem politischen Lager zuordnen will, hat den Po-
lizeichef „irritiert“. Er schließt seinen Brief mit
der Behauptung, daß die Polizei eine solche Ver-
fahrensweise bislang nicht praktiziert habe und
es auch künftig nicht tun werde. Der kritische
Bürger möchte widersprechen unter Hinweis auf
den vorliegenden Fall, in dem die Polizei dezi-
diert auf die politische Lagerzugehörigkeit der
Einbrecher hingewiesen hat. Aber vielleicht be-
sinnt man sich ja und unterläßt fürderhin die
Diskriminierung eines politischen Lagers, und sei
es des rechten. Andernfalls könnte man sich ein-
mal an den Deutschen Presserat wenden, um ihn
unter Hinweis auf das Verbot, bei Straftätern die
Volkszugehörigkeit zu nennen, zu fragen, ob es
nicht ebenso diskriminierend sei, einen Verdäch-
tigen einem politischen Lager zuzuordnen, auch
wenn die Tat überhaupt keinen politischen
Hintergrund hat. Jochen Arp

Schwebt der Konservative im luftleeren Raum?

Beckstein: Es gibt
keine »Braune 

Armee Fraktion«

Eine feste Vernetzung rechts-
terroristischer Strukturen im

Sinne einer kriminellen Vereini-
gung gibt es in Deutschland offen-
bar nicht. Mit diesem Hinweis kor-
rigierte Bayerns Innenminister
Günther Beckstein jetzt aufgrund
„neuer Erkenntnisse“ seine frühere
Einschätzung einer „Braunen Ar-
mee Fraktion“. Bei der Präsentation
des bayerischen Verfassungsschutz-
berichtes für das erste Halbjahr
2004 teilte der CSU-Politiker in
München mit, entgegen früheren
Annahmen habe es im Zusammen-
hang mit den Attentatsplänen ge-
gen das Jüdische Zentrum Mün-
chen lediglich „lose Kontakte“
zwischen verschiedenen gewaltbe-
reiten neonazistischen Gruppie-
rungen gegeben.

Erneut warnte Beckstein vor der
Gefahr des islamistischen Terro-
rismus. Allein in Bayern gebe es et-
wa 5.500 islamistische Extremisten,
von denen 500 gewaltbereit seien;
rund 50 von ihnen hätten Verbin-
dung zu internationalen terroristi-
schen Netzwerken. Allerdings gebe
es zur Zeit keine konkreten Hin-
weise auf Anschläge.

Im Kampf gegen die organisierte
Kriminalität forderte Beckstein, die
gesetzlichen Voraussetzungen für
einen Einsatz des Bundesamtes für
Verfassungsschutz zu schaffen.
Deutschland sei inzwischen das
einzige Land in Europa, in dem
„der Inlandsnachrichtendienst
nicht seinen Beitrag dazu leistet“,
so der Minister. EB
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Als Mann der Wirtschaft, der
selbst ein großes privates
Unternehmen geleitet hat, war

Kurt Biedenkopf – ob als Generalse-
kretär der CDU oder als langjähriger
Ministerpräsident von Sachsen – ein
Mensch mit souveränem Überblick
über aktuelle Situationen hinaus. Das
macht ihn auch heute zu einer viel
beachteten Persönlichkeit im ständig
wachsenden Chor der Meinungsträ-
ger. Zu den gegenwärtig besonders
ungern gehörten, aber für die deut-
sche Zukunft bedeutenden Proble-
men gehört die Frage: Was wird aus
dem „Aufbau Ost? Wie beurteilen Sie,
der dem Bundesland Sachsen zu ei-
ner Vorzeige-Entwicklung verholfen
hat, heute diese Aufgabe, ihre Chan-
cen wie ihre Schwierigkeiten?

Biedenkopf: Der Aufbau Ost findet
seit 14 Jahren statt. Das Bruttoinlands-
produkt pro Kopf der Bevölkerung im
Osten ist von 35 Prozent auf fast 70
Prozent gestiegen. Die Infrastruktur in
den ostdeutschen Ländern hat sich
dramatisch verbessert und kann es in-
zwischen mit der Infrastruktur jedes
hoch entwickelten Industrielandes
aufnehmen.

Schwierig wirkt sich die undifferen-
zierte Betrachtungsweise der Länder
in den Diskussionen über den Aufbau
Ost aus. Man behandelt sie als homo-
gene Region, obwohl doch Sachsen
245 und Mecklenburg-Vorpommern
weniger als 80 Einwohner pro Qua-
dratkilometer zählt.

Die Landesverwaltungen sind in-
zwischen außerordentlich funktions-
fähig und alle nach wie vor damit be-
schäftigt, ihr allzu reichliches öffent-
liches Personal abzubauen. Ein Ab-
bau, der, wie wir aus Westdeutsch-
land wissen, gar nicht so schnell
durchführbar ist. Das ist eines unserer
großen Probleme. Wir haben schon
eine riesige Anpassungsaufgabe lei-
sten müssen und zwar unter den in
Westdeutschland entwickelten Geset-
zes- und Verordnungsbedingungen,
die für eine Aufbauaufgabe denkbar
ungeeignet waren. Das beinhaltet be-
sondere Hindernisse, wie zum Bei-
spiel das Hochschulrahmengesetz,
das uns im Osten praktisch daran ge-
hindert hat, mit dem Neuaufbau von
Hochschulen gleichzeitig zu experi-
mentieren und andere Wege zu fin-
den als man sie im Westen einge-
schlagen und schon vor der
Wiedervereinigung für falsch gehal-
ten hatte.

PAZ: Was ist beim „Aufbau Ost“
bisher falsch gemacht worden?

Biedenkopf: Wir haben die deut-
sche Wiedervereinigung nicht als eine
Chance genutzt, in Ostdeutschland
Dinge auszuprobieren, die man im
Westen der bestehenden Besitzstände
wegen nicht ausprobieren kann. Wir
haben dagegen diese Besitzstände

von Westen nach Osten verlängert.
Ganz besonders auf den Gebieten
Hochschule und Schule, Ordnung des
Arbeitsmarktes und Reglementierung
unternehmerischer Leistungen.

Sichtlich falsch gemacht wurde
auch die übermäßige steuerliche Sub-
vention von Immobilieninvestitionen,
die zu großen Leerbeständen geführt
und die Bauwirtschaft in Ostdeutsch-
land zunächst enorm aufgebläht ha-
ben, so daß sie zeitweise 40 Prozent
des Bruttoinlandproduktes der ost-
deutschen Länder ausmachte, ver-
glichen mit weniger als zehn Prozent
in Westdeutschland. Am Ende dieser
steuerlichen Privilegierung ist die ost-
deutsche Bauwirtschaft dann ja auch
zusammengebrochen und hat Tausen-
de von Arbeitslosen verursacht. Da-
durch haben wir weitgehend die
Möglichkeit eingebüßt, durch staatli-
che Förderung die Bildung von Eigen-
kapital zu unterstützen.

PAZ: Und was würden Sie als posi-
tiv verbuchen?

Biedenkopf: Die großartige Unter-
stützung, welche die Westdeutschen
geleistet haben und weiter leisten. Sie
ist zugleich ein ermutigender Aus-
druck gesamtdeutscher Solidarität.
Sie ist zum Teil aber auch in Form von
Aufträgen, Dienstleistungen Konsum-
belebung wieder nach Westdeutsch-
land zurückgeflossen. Ein natürlicher
Kreislauf, der bei der Bewertung nicht
ganz unter den Tisch fallen darf. Zum
Positiven der Bilanz gehört auch der
Aufbau der IT-Industrie, mit der wir
in Sachsen heute für Europa führend
sind. Der Neuaufbau der Autoindu-
strie mit weltweit tätigen Zulieferern,
die Dichte unserer Universitätsland-
schaft. Wir haben neben Baden-Würt-
temberg den höchsten Pro-Kopf-Auf-
wand der Bevölkerung für den
Hochschulsektor.

PAZ: Warum konnte dann die Wan-
derungsbewegung von Ost nach West
bis heute nicht gestoppt werden?

Biedenkopf: Ich betrachte diese
Wanderungsbewegung als Ausdruck
der Freizügigkeit, die in unserem Lan-
de herrscht. Daß sich vor allem die Ju-
gend nach 40 Jahren Beengung dort-
hin wendet, wo sie sich bessere
Chancen ausrechnet, ist doch selbst-
verständlich. Das wird auch bleiben.
Wir werden in ganz Europa als Folge
der demographischen Entwicklung
zunehmend solche Wanderungsbe-
wegungen bekommen. Das, was wir
bisher erlebt haben, ist relativ harm-
los.

PAZ: Sie haben einmal gesagt, „uns
gehen nicht die Arbeitsplätze aus, uns
gehen die Arbeitgeber aus.“ Wie se-
hen Sie das und die derzeitigen Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Ar-
beitslosigkeit heute? Wird sie nicht
zum Dauerbrenner?

Biedenkopf: Daß uns die Arbeitge-
ber ausgehen, ist richtiger denn je.
Wir sind im Begriff, eine Arbeitnehm-
ergesellschaft zu werden. Es gibt so
viele Maßnahmen zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, daß die ursächli-
che Frage, wie Arbeitslosigkeit eigent-
lich zustande kommt, gar nicht mehr
gestellt wird. Wir müssen fragen: Wie
vermehren wir die Zahl derer, die Ar-
beitsplätze schaffen. Dafür kommt es
im wesentlichen auf einen Abbau der
Hindernisse an, die man jemandem
in den Weg stellt, der selbständig wer-
den will. Wir haben ein Klima ge-
schaffen, in dem viele große Bäume
gedeihen, unter denen aber nichts
mehr wächst. Die Zahl der Selbstän-
digen nimmt ab, trotz „Ich-AG“! Das
ist für mich der Hauptgrund der Ar-
beitslosigkeit. Alles andere sind Hilfs-
maßnahmen, Kurieren am Symptom.
Die Arbeitslosigkeit wird nicht wegen
der technischen Entwicklungen  zum
Dauerbrenner. Es geht nicht darum,
wie Staat und Wirtschaft mit techni-
schen Entwicklungen fertig werden.
Die technischen Bedingungen haben
im Wettbewerb freier Märkte bisher
immer zur Vermehrung von Arbeit
geführt. Nur in den klassischen Indu-
strien sind Arbeitsplätze abgebaut
worden, die nicht mehr nötig waren,
aber anderweitig sind neue Arbeits-
plätze entstanden. Außerdem ist es
mit dem Dauerbrenner in ein paar
Jahren zu Ende. Dann werden sich die
Arbeitsmärkte als Folge der demogra-
phischen Entwicklung zunehmend
entleeren. Das dürfte in der zweiten
Dekade unseres Jahrhunderts einset-
zen.

PAZ: Wie kann sich der Finanz-
haushalt eines Staates, insbesondere
der deutsche, darauf einstellen?

Biedenkopf: Für die staatlichen Fi-
nanzen wird es  natürlich eine Bela-
stung, wenn wir feststellen, daß wir
die Alterssicherungssysteme  noch
stärker durch Steuern finanzieren
müssen. Schon heute werden knapp
40 Prozent der Leistung der gesetz-
lichen Rentenversicherung durch
Steuern finanziert. So lange man kei-
ne neue Grundlage dafür schafft, wird
das so bleiben. Wir haben, gemessen
an der unveränderbaren demographi-
schen Entwicklung, bereits 20 Jahre
für die Anpassung des Alterssiche-
rungssystems an diese Entwicklung
verstreichen lassen. Mit jedem weite-
ren Jahr werden die Anpassungsko-
sten weiter steigen und die Gefahr,
daß das bestehende System seine
Funktionsfähigkeit verliert, wird im-
mer größer. Schon vor 20 Jahren ha-
ben Meinhard Miegel und ich dafür
ein Grundsicherungssystem für alle,
die in Deutschland leben und 25 Jah-
re Steuern gezahlt haben, vorgestellt.
Je später der Bürger diese Grundsi-
cherung in Anspruch nimmt, um so
höher wird sie. Darüber hinausgehen-
de Ansprüche sind der privaten oder
betrieblichen Vorsorge überlassen.

Dafür fallen dann die Beiträge zur
Rentenversicherung weg. 

PAZ: Bei der Vielschichtigkeit der
Probleme muß man doch fragen, sind
die deutschen Parteien und damit die
Regierenden gegenwärtig nicht
grundsätzlich überfordert, und wie
ließe sich das ändern?

Biedenkopf: Die Parteien stellen
sich ja nun nicht hin und warten. Wir
erleben im Augenblick vielmehr ganz
erstaunliche Dinge. Die Sozialdemo-
kraten riskieren viel und bleiben bei
der Stange. Das ist schon eine Verän-
derung gegenüber der Vergangenheit.
Die politische Debatte geht auch über
die Parteigrenzen hinaus, und das ist
es ja, was man immer verlangt hat.
Trotzdem bin ich nicht für eine Große
Koalition. Ich bin noch nie für Kartel-
le gewesen. Außerdem haben wir be-
reits eine Art großer Koalition: Der
Bundesrat hat eine andere Mehrheit
als der Bundestag. Das ist eine de fac-
to Große Koalition mit dem Vermitt-
lungsausschuß als Scharnier. Dabei
wird es wohl auch bis 2006 bleiben. 

PAZ: Was hat denn Ihrer Meinung
nach in Deutschland am meisten zur
Bürgerferne der Regierung beigetra-
gen?

Biedenkopf: Bisher war das in
Deutschland so, daß die Regierung
den Bürgern nah war, wenn sie ge-
macht hat, was die Bürger wollten,
und sie war bürgerfern, wenn sie ge-
macht hat, was sie für richtig hielt,
was aber die Bürger nicht wollten.
Das kann ja auch damit zusammen-
hängen, daß die Leute ihre eigenen
Interessen nicht richtig interpretieren.
So tendieren sie dazu, Reformen ab-
zulehnen, die ihnen keinen sofort er-
kennbaren Nutzen bringen. Sie sehen
gegenwärtig nicht, daß es notwendig
sein kann, Einschränkungen in der

Gegenwart zugunsten besserer Mög-
lichkeiten in der Zukunft in Kauf zu
nehmen. 

PAZ: Wie beurteilen Sie die Ent-
wicklung unseres Staates und die do-
minierende Rolle der Wirtschaft
grundsätzlich?

Biedenkopf: Nicht die Wirtschaft
dominiert den Staat, sondern der So-
zialstaat als selbstverwalteter Staat im
Staate. Selbst Arbeit gilt in erster Li-
nie als ein sozialpolitischer Sachver-
halt und nicht als das, was sie tatsäch-
lich ist: die Grundlage aller Wirt-
schaft.

Ich habe 1990 ein Ministerium für
Wirtschaft und Arbeit gegründet, um
deutlich zu machen, daß die Arbeit
ein Teil der Wirtschaft und nicht ein
Teil der Sozialpolitik ist. Aber wir be-
trachten die Arbeit immer noch als ei-
nen Teil der Sozialpolitik. Das wird so
lange fortdauern, so lange sich die
Wirtschaft nicht ausreichend ent-
wickeln kann, um allen Arbeit zu ge-
ben. So lange wird die Arbeit von ei-
nem wirtschaftspolitischen zu einem
sozialpolitischen Problem. Außerdem
ist der Staat im Augenblick damit be-
schäftigt, die unzureichende wirt-
schaftliche Entwicklung, die Staats-
verschuldung, die Arbeitslosigkeit
und ähnliches zu bewältigen. Deshalb
geraten kulturelle Aufgaben, zu denen
ja auch Bildung und Ausbildung ge-
hören, sehr oft in den Hintergrund.
Auch in diesen Punkten dominieren
die dem Staat zugewiesenen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Aufga-
ben. Nicht die Wirtschaft. Dabei sollte
man nie vergessen: Der Staat ist nicht
geeignet, das zu leisten, was der Wett-
bewerb leistet, nämlich Altes durch
Neues abzulösen. Das übersteigt in
der Regel die Kräfte des Staates, bes-
ser, der Regierung und der Parlamen-
te, im Bund wie in den Ländern. �

Das Gespräch führte Rosemarie FIEDLER-WINTER

»Mehr Markt, weniger Staat«
Kurt Biedenkopf über den »Aufbau Ost«, Parteien und Wirtschaftspolitik

Kurt Biedenkopf: Der heute 74jährige ehemalige Ministerpräsident von Sach-
sen hat immer noch einen Sitz im Landtag. Foto: LC Dinkelsbühl

»Sind das die Signale, die Deutschland braucht?«
Rot-Grün bevorzugt bei Rentenleistungen abermals Stasi-Täter gegenüber Stasi-Opfern / Von Hartmut BÜTTNER

Mit vier Urteilen hat das Bundes-
verfassungsgericht (BVG) im

April 1999 über grundsätzliche Fra-
gen der Überleitung der Versorgungs-
systeme der ehemaligen DDR in die
gesetzliche Rentenversicherung ent-
schieden. Der Deutsche Bundestag
hatte die Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichtes umzusetzen. Es han-
delt sich um Verbesserungen für die
Bezieher von Rentenleistungen aus
den Sonder- und Zusatzversorgungs-
systemen der DDR. Soweit es sich um
ehemalige Angehörige der Deut-
schen Reichsbahn, Deutschen Post
und ähnlicher Berufe handelte, war
dies auch unproblematisch. Erhebli-

che Gerechtigkeitsprobleme gab es
aber bei den Renten der ehemaligen
Angehörigen des Sonderversor-
gungssystems des Ministeriums für
Staatssicherheit (MfS) und anderer
systemnaher Beschäftigter. Hier wur-
de die Obergrenze des zu berück-
sichtigenden Arbeitsentgelts von 70
auf 100 Prozent des Durchschnitts-
entgeltes angehoben. Auch die neue-
ste Entscheidung des Ersten Senates
des Bundesverfassungsgerichtes vom
7. Juli verschärft diese Tendenz. Die
Urteile des BVG haben die Maßstäbe
zwischen Tätern und Opfern jetzt
völlig einseitig zugunsten der Täter
verändert. 

Vor der Bundestagsabstimmung
über die Umsetzung des BVG-Urteils
erreichte die Abgeordneten des
Bundestages ein Aufruf, welcher un-
ter anderem vom SPD-Fraktionsvor-
sitzenden der Volkskammer Richard
Schröder unterzeichnet worden ist.
Darin heißt es: „In Deutschland liegt
etwas schief: Menschen, die unter
schwierigen Verhältnissen Zivilcou-
rage bewiesen haben, leben in Ar-
beitslosigkeit und Armut. Menschen
die andere gepeinigt und unterdrück
haben, leben in Wohlstand und Wür-
den. Die meisten politischen Häftlin-
ge und andere politisch Verfolgte be-
ziehen Einkommen auf Sozialhilfe-

niveau. Sind das die Signale, die
Deutschland braucht? … Wir rufen
Sie, verehrte Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages, auf: Verabschie-
den Sie die Anhebung der Staatsna-
hen-Renten nur, wenn der Wider-
stand gegen Diktatur und Menschen-
rechtsverletzungen kräftig, das heißt
auch finanziell gewürdigt wird.“

Leider ist die Regierungsmehrheit
von SPD und Grünen diesem Appell
nicht gefolgt, sondern hat seitdem
mehrfach verbesserte Altersbezüge
für SED-Opfer – wie eine Opferrente
– abgelehnt. Makaber ist auch, daß
die Täter von der PDS unterstützt

werden, die damit ihrer Seniorenmit-
gliedschaft treu zur Seite steht. Die
Opferverbände selbst verfügen über
viel geringere finanziellen Mittel, um
ihre Entschädigungsansprüche bis
zum BVG treiben zu können. Bei fi-
nanzieller Waffengleichheit wäre es
auch interessant geworden, wenn die
Opferverbände geklagt hätten. Ob
der Artikel 17 des Einigungsvertrages
jetzt nicht ausgehöhlt wird, ist mehr
als fraglich. Der Einigungsvertrag
schreibt eine „angemessene“, also
umfassende Regelung der Entschädi-
gung vor. Durch die neuen Entschei-
dungen wird jedoch diese „Angemes-
senheit“ aufs Gröbste verletzt. �
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Noch bevor das Gesetz in
Kraft tritt, wirbelt Hartz
IV die politische Land-

schaft der neuen Bundesländer
durcheinander. In Magdeburg
und Dessau haben Tausende ge-
gen die Zusammenlegung von
Arbeits- und Sozialhilfe ab
2005 protestiert. In Berlin
schließen sich die Globalisie-
rungsgegner von Attac mit Ge-
werkschaften sowie Studenten-
und Sozialverbänden zusam-
men. Insbesondere in Leipzig
stellen sich die Protestler in die
Tradition der 1989er Montags-
demonstrationen. 

Einer der Organisatoren von
damals, der Pfarrer der Nikolai-
kirche, Christian Führer, spricht
dunkel von „einer bedrohlichen
Unruhe“ im Land, denn eine
politische Alternative sei nicht
in Sicht. Seiner Ansicht nach
könnten sich die Proteste zu ei-
ner Bewegung auswachsen. Im
Herbst 1989 sei der SED-Un-
rechtsstaat auf friedliche Weise
hinweggefegt worden. Jetzt
müsse der Abbau des Sozial-
staates gestoppt werden. „Eine
genauso große Bewegung brau-
chen wir für den zweiten Teil
der friedlichen Revolution, der
noch aussteht – nämlich den in-
neren Frieden in Deutschland
herzustellen“, sagte er.

Unterdessen sprechen die
großen Meinungsforschungsin-
stitute von einer „Renaissance
der PDS“. Ihr aktueller Stim-
menanteil liege zwischen Rü-
gen und Vogtland bei er-
schreckenden 30 Prozent. Die
Partei hat gute Chancen, in den
neuen Ländern zur stärksten
Gruppierung aufzusteigen. Der
Grund: Mitteldeutschland wird
von den Hartz-IV-Regelungen
ungleich härter getroffen als der
Westen. Von den 2,2 Millionen
Langzeitarbeitslosen, die jetzt
einen entsprechenden Fragebo-
gen der Bundesagentur für Ar-

beit erhalten haben, leben rund
800.000 Menschen, also rund
36 Prozent, in der Ex-DDR. Ab
Januar 2005 erhalten sie nur
noch eine Grundsicherung von
331 Euro, was einen monat-
lichen Einkommensverlust von
200 bis 250 Euro bedeutet.

Während im Westen vor al-
lem die Sozialhilfekarriere ver-
breitet ist, herrscht in den neu-
en Ländern die Spezies der
Langzeitarbeitslosen vor. Dieser
Unterschied hat mit den in der
DDR begonnenen Arbeitsleben
zu tun, die nach der Vereini-
gung durch die Entindustriali-
sierung und Umstrukturierung
abrupt unterbrochen wurden.
Für Hunderttausende, die für
den Vorruhestand zu jung wa-

ren, sich für einen Neuanfang
im Westen aber zu alt oder
nicht genug gerüstet fühlten,
begann ein Kreislauf aus Ar-
beitslosigkeit, Umschulung,
ABM, Kurzzeitjobs, neuer Ar-
beitslosigkeit, neuer Umschu-
lung. Nur wenige haben die
Rückkehr in den regulären Ar-
beitsprozeß geschafft. 

Den mitteldeutschen Kom-
munen schwant jetzt Böses.
Zwar unterstützt die Bundesre-
gierung die Umstellung, indem
sie den Ländern 2,5 Milliarden
Euro für die Sozialhilfe über-
weist. Wegen der unterschied-
lichen Verteilung der Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfeempfänger
in den alten und neuen Län-
dern geht davon jedoch nur ein
geringer Teil in die Ex-DDR.
Berlin, Bremen oder Hamburg
zum Beispiel erhalten pro Ein-

wohner rund 40mal mehr von
den Zuschüssen als eine mittel-
deutsche Kommune. Zusätzlich
sollen für die Eingliederung der
Langzeitsuchenden sechs Milli-
arden Euro in die Gebiete flie-
ßen, wo die Arbeitslosenquote
mehr als 15 Prozent beträgt, das
trifft flächendeckend auf die
neuen Länder zu, doch nie-
mand weiß, wohin diese denn
eingegliedert werden sollen.

Nun ist auch noch bekannt
geworden, daß zur Berechnung
der Bedürftigkeit die Sparbü-
cher der minderjährigen Kin-
der herangezogen werden. Das
wird das Gefühl der Demüti-
gung und des sozialen Abstiegs
weiter steigern. Man sieht die
künftigen Wahlplakate der PDS
schon vor Augen: Ein weinen-
des Kind umklammert sein
Sparschwein, das ihm ein böser,
gieriger Kanzler zu entreißen
versucht. Die PDS hat den
Kampf gegen Hartz IV in den
vergangenen Monaten zu einem
Politikschwerpunkt gemacht.
Eine Alternative hat sie zwar
nicht anzubieten. Immerhin
gibt Deutschland weltweit das
meiste Geld zur Verwaltung der
Arbeitslosigkeit aus, doch nir-
gendwo ist die Arbeitsvermitt-
lung so ineffektiv. Doch um sol-
che Kleinigkeiten muß sie sich
nicht kümmern. Weil die Her-
zen ihr jetzt wie von selbst zu-
fliegen, kann sie sich sogar
staatstragend geben und beken-
nen, vor den aufkommenden
Stimmungen „richtig Angst“ zu
haben. Gleichzeitig prüft sie ei-
ne Verfassungsklage. Es ist ja
ihr gutes Recht, sich um die
Rechte ihrer Klientel zu küm-
mern.

Der brandenburgische Mini-
sterpräsident Matthias Platzeck
(SPD) warf der PDS Panikma-
che vor, räumte aber ein: „Die
PDS-Stimmungsmache ver-
fängt, weil wesentliche Klarstel-

lungen bei Hartz IV noch feh-
len.“ Für einen SPD-Minister-
präsidenten aus Brandenburg
bedeutet das in den Augen sei-
ner möglichen Wähler eine
Bankrotterklärung. Neue Um-
fragen in Brandenburg bestäti-
gen inzwischen, was bereits
hinter vorgehaltener Hand ge-
mutmaßt wurde: Die PDS könn-
te aus den Landtagswahlen vom
19. September als Siegerin her-
vorgehen. Mit Dagmar Enkel-
mann, einer ehemaligen „Miß
Bundestag“, hat sie eine an-
sehnliche Kandidatin für das
Amt der Ministerpräsidentin.
Gleichzeitig wurden Gerüchte
verbreitet, die PDS könne für
den Fall des Wahlsiegs auch ei-
nen parteilosen Kandidaten
aufstellen oder Platzeck als Mi-
nisterpräsidenten bestätigen. So
sollen schwankende Wähler
und die SPD-Basis ins Boot ei-
ner rot-roten Koalition geholt
werden. Platzeck hat solche
Kombinationen mit deutlichen
Worten zurückgewiesen. Er
wolle kein Regierungschef von
Gnaden der PDS sein.

An Hartz IV könnte auch die
Hoffnung der Grünen zerschel-
len,  in den Potsdamer Landtag
zurückzukehren. Bisher galt ihr
Wiedereinzug als wahrschein-
lich. Ihre Fraktionschefin im
Bundestag, Katrin Göring-
Eckardt, sagte zu Spekulationen
über ein Auszahlungsmorato-
rium für das „Arbeitslosengeld
II“ im Januar 2005, daß jeder,
der einen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld II habe, dieses
im Januar auch bekommen
müsse. Diese Frage werde noch
vor den Landtagswahlen in
Brandenburg entschieden sein,
sicherte sie zu. Ob das den Grü-
nen hilft? Auf jeden Fall wäre es
eine Farce, wenn die Geschich-
te ausgerechnet die PDS dazu
ausersehen hätte, den zweiten
Teil der friedlichen Revolution
in Deutschland anzuführen. �

Alt-SEDler: Jetzt gehört der Montag uns!
Angst vor dem sozialen Absturz treibt die Menschen in die Reihen ihrer alten Unterdrücker / Von Annegret KÜHNEL

Am härtesten Markt
Von Ronald GLÄSER

Die hochgesteckten Erwartungen haben
sich nicht erfüllt. Berlins Wirtschaft ist

am Boden. Bestes Beispiel: die Hotelbranche.
Nach der Vereinigung steckten Investment-
fonds und Hotelbetreiber viel Geld in den
Bau neuer Tophäuser. Das 1997 wiedereröff-
nete Adlon am Pariser Platz ist nur eines von
vielen. Fast 20 Fünf-Sterne-Hotels umwerben
in Berlin mittlerweile Gäste aus aller Welt.

In den letzten Monaten ist dank der Dum-
pingangebote von Billigfluglinien die Ausla-
stung der Fünf-Sterne-Hotels gestiegen, um
fünf auf 64 Prozent im ersten Halbjahr 2004.
Auch der Gastauftritt des New Yorker
Museum of Modern Art zog Touristen an.
Trotzdem herrscht ein furchtbarer Konkur-
renzkampf zwischen Interconti, Hilton und
Co. Gerademal 130 Euro zahlt ein Gast in
einem Berliner Weltklassehaus. In anderen
Städten sind es rund 300 Euro. Berlin gilt als
härtester Hotelmarkt Europas.

Zu den angesehensten Fünf-Sterne-
Adressen gehört das „Four Seasons“ in Berlin-
Mitte. Laut dem Hotelführer „Zagat Survey“
ist es das beste Haus in Deutschland. Auf der
Gästeliste standen schon Namen wie Tom
Hanks, Michael Douglas, Dustin Hoffmann
und zuletzt Will Smith während der Premiere
seines Kinoabenteuers „I-Robot“. 

Trotzdem gibt der kanadische Konzern das
Haus jetzt auf. „Wir konnten die finanziellen
Erwartungen der Besitzer nicht erfüllen“,
bekennt Hoteldirektor Stefan Simkovics. Und:
„Vielleicht war man am Anfang einfach zu
euphorisch bei den Investitionen.“ Vielleicht
lag es aber auch an seinem Führungsstil.
Seine Angestellten lebten in Angst und
Schrecken wegen seiner autoritären Art,
berichten Mitarbeiter hinter vorgehaltener
Hand. Und das in einer Branche, in der ohne-
hin ein Heuern und Feuern auf der Tagesord-
nung ist. Simkovics entließ einen Mitarbeiter,
nur weil er eine private E-Mail von einem
Firmenrechner versandt hatte.

Berlin braucht noch mehr Besucher, um
seine Hotels zu füllen. Doch Gäste sind nicht
gleich Gäste. Der wirtschaftliche Niedergang
Deutschlands, der in Berlin besonders heftig
seinen Niederschlag findet, hat in den Augen
vieler Berliner somit auch positive Folgen:
hält er doch offenbar bei ihnen eher unbe-
liebte Gäste fern. 2003 kamen nur noch 1.229
Asylbewerber in die Stadt. 1990 waren es
noch 33.487. Inzwischen bevorzugen die
Bewerber, die nur zu einem Bruchteil als
politisch Verfolgte anerkannt werden, unsere
westlichen Nachbarn Frankreich und Groß-
britannien. Ein weiterer Hinweis, daß es sich
bei „Asylanten“ überwiegend um Wirtschafts-
flüchtlinge handelt, die den Behörden eine
politische Verfolgung nur vorgaukeln?

Mit knapp 350.000 Euro
unterstützt das Land Ber-

lin dieses Jahr die kulturellen
Aktivitäten von Einwanderer-
gruppen in der Hauptstadt. Ver-
teilt werden die Mittel auf etwa
20 Einrichtungen wie Theater,
„Kulturzentren“ und sogar Aus-
ländersportvereine. Die Vereine
bieten ausländischen Zuwande-
rung die Möglichkeit, ihre Inte-

gration in deutsche Sportklubs
zu vermeiden und unter sich zu
bleiben. Zu den bezuschußten
Kultureinrichtungen zählen un-
ter anderem das türkischspra-
chige Theater „Tiyatrom“, der
russische Klub „Dialog“ und das
„Dritte Kurdische Filmfestival“.
Die Bundeshauptstadt ist pleite
und erhält mehr Hilfen des
Bundes und der vier Geberlän-
der des Länderfinanzausgleichs
(Baden-Württemberg, Bayern,
Hamburg, Hessen) als jedes an-
dere Bundesland. �

Nur noch wenige Wochen
vor der Landtagswahl in

Brandenburg am 19. September
liegt die PDS nach der jüngsten
Forsa-Umfrage mit 30 Prozent
nur noch zwei Punkte hinter
der SPD von Ministerpräsident
Matthias Platzeck mit 32 Pro-
zent. Platzecks Koalitionspart-
ner CDU mit Innenminister Jörg
Schönbohm an der Spitze er-

hielte danach 27 Prozent. Der
FDP und den Grünen droht er-
neut das Scheitern an der Fünf-
Prozent-Hürde. Bei den letzten
Landtagswahlen 1999 erreichte
die CDU ebenfalls knapp 27
Prozent, die SPD hingegen
konnte über 39, die PDS ledig-
lich 23 Prozent der Wähler für
sich gewinnen. Grüne und FDP
kamen 1999 mit jeweils unter
zwei Prozent der abgegebenen
Stimmen nicht einmal in die
Nähe eines Einzugs in den Pots-
damer Landtag. �

350.000 für
Migrantenkultur

Brandenburg: PDS
bei 30 Prozent

»Bedrohliche Unruhe« im Land: Anti-Hartz-Demonstration in Magdeburg am vergangenen Montag Foto: Moment Photo

Gefangen im Kreislauf
aus Arbeitslosigkeit,

ABM und Umschulung
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Die Sprache dient nicht allein
der Kommunikation. Sie ist
Werkzeug des Denkens, Füh-

lens und des daraus resultierenden
Handelns der individuellen Persön-
lichkeit in ihrem sozialen Umfeld
und somit seine kulturelle Heimat.
Der Muttersprache kommt persön-
lichkeitsbildende Kraft zu. Es ist die
Ausnahme, wenn Eltern aus unter-
schiedlichen Sprachvölkern stam-
men und sich dadurch eine „ange-
borene Zweisprachigkeit“ ergibt
oder ergeben kann.

In Königsberg hat Heinrich von
Kleist (1777–1811) als Student einen
„wunderschönen Aufsatz“ unter der
Überschrift: „Von der allmählichen
Verfertigung der Gedanken beim
Reden“ verfaßt, auf den der Vorsit-
zende des Vereins Deutsche Spra-
che e. V., Professor Walter Krämer,
unlängst hingewiesen hat. In diesem
Aufsatz versuche Kleist nachzu-
zeichnen, wie unsere Gedanken
quasi ohne unser Zutun aus der
Sprache selbst entstehen. „Wenn Du
etwas wissen willst“, so Kleist, „und
es durch Meditation nicht finden
kannst, so rate ich Dir, mein Freund,
mit dem nächsten Bekannten darü-
ber zu sprechen.“ Denn durch das
Sprechen werden unsere Gehirnzel-
len quasi aufgemischt, beflügelt, zu
Höchstleistungen angetrieben – das
Sprechen als Türöffner zum Den-
ken. Kleist berichtet, daß er den
Sprachmotor anwerfe, indem er ein-
fach zu reden anfange, und dann
trage ihn die Sprache, ohne daß er
nachdenkt, ganz von selbst ans Ziel
... Da er irgendeine dunkle Vorstel-
lung von dem habe, was er suche,
finde er schließlich zur Erkenntnis.

Die Sprache, so folgert Krämer, sei
eben mehr als nur eine Benutzer-
oberfläche, mit der unser Denken
mit der Umwelt in Verbindung tritt.
Sprache sei einer der Motoren des
Denkens selbst. Sie sei ein Produk-

tionsfaktor, und diesen Faktor opti-
mal zu nutzen, gelinge den meisten
Menschen nur in ihrer Mutterspra-
che.

Einer der bekanntesten Compu-
terexperten, Josef Weizenbaum,
sieht daher in der Art, wie deutsche
EDV-Experten reden, einen der
Gründe des Rückstands der deut-
schen gegenüber der amerikani-
schen Computerwissenschaft. „Je-
der Mensch denkt in seiner eigenen
Sprache, mit den ihr eigenen Nuan-
cen“, habe Weizenbaum formuliert
und: „Die Sucht vieler Deutscher
nach englischen Sprachbrocken er-
zwingt Spracharmut, Sprachgulasch.
Ideen können so nicht entstehen.“

Krämers Schlußfolgerung: „In der
Sprache BSE (Bad Simple English)
kann man weder klare noch innova-
tive Gedanken fassen. Indem wir uns
diese moderne Schimpansensprache
überstülpen lassen, werden wir zu
Sklaven einer angelsächsischen
Denkweise und Weltsicht und geben
unsere eigenen komparativen Vortei-
le, die wir in Deutschland immer
noch besitzen, ohne Gegenleistung
auf.“ Fest stehe, daß ein Nicht-Mut-
tersprachler, der Englisch rede,
gegenüber einem englischen Mutter-
sprachler immer im Nachteil ist.
Wenn in deutschen Unternehmen im
Ausland Deutsch als Sprache auch
der Deutschen untereinander aufge-
geben werde und der oft miserable
Sprachgebrauch sogenannter „Wirt-
schaftsführer“ eher peinlich als in-
formativ sei, dann koste das den
deutschen Aktionär und Steuerzah-
ler jedes Jahr Milliardenbeträge. 

Kein Wunder, daß ein englischer
Diplomat auf die Frage, was sein
Land zu den Kosten und Aufgaben
der EU-Osterweiterung beitrage,
nur sagte: „We teach them English“.
In der Tat: Mit dem Lehren ihrer
Sprache – so berichtet Krämer –
verdienten die Engländer mittler-
weile mehr Geld als mit dem
Nordseeöl. Ein deutscher Akade-
miker aber verbringe zwei bis drei
Jahre seines Lebens damit, Eng-
lisch zu lernen. In dieser Zeit habe
sich der englische oder amerikani-
sche Hochschulabgänger schon
fast das erste Haus verdient. Krä-
mer wünscht diesem Aspekt der
englischen Sprachhegemonie er-
heblich mehr Aufmerksamkeit als
bisher. 

Statt dessen greift die Sucht, den
Kindern in Deutschland schon im
frühesten Alter Englisch einzu-
trichtern, immer mehr um sich.
„Sie können noch nicht lesen und
nicht schreiben, aber Englisch
sprechen diese Mädchen und Jun-
gen im Vorschulalter schon“, be-
richtet der Südkurier aus Nußbach
im Schwarzwald. „Schon Einjährige
können mitmachen“, verkünden
Englischlehrer für die Kleinsten,
teilt die Neue Ruhr Zeitung aus
Emmerich mit. „Dieses Sprachbad,
in das die Kinder eintauchen, sorgt
dafür, daß sie ganz schnell ein Ge-
hör für die fremde Sprache ent-
wickeln.“ „Ganzheitlich“ werde
dem Baby die Sprache vermittelt,
heißt es. 

Das geht so weiter bis zur Hoch-
schule, wo ausgerechnet an der
Frankfurter Johann-Wolfgang-Goe-
the-Universität das „CCID Center
for Media, Knowledge Cultures,
Imagination and Development“ als
das Zukunftslabor für Medienrevo-
lution“ zu einem „Kick-off“ einlädt.
Das Center wurde 1996 von dem
Wissenschaftler Professor Manfred

Faßler und dem Medienkünstler
Cyrill Gutsch konzipiert und als
„Public-Private-Partnership“ ins
Leben gerufen. 

Die „7 Kick-off-Tage“ zum Thema
„Urban Fiction 2004–2014“ im Juli
2004 wurden gesteuert durch fol-
gende „Hot Spots“: „New Urbanity“,
„My City – Open City“, „Welcome to
DigitalLife“, „24 H in Urban Media
Scapes“, „Building the Future City“.
Das alles ist für „Innovation Lea-

ders“ gedacht, und die ganze „Futu-
re University“ funktioniert als ver-
netzte Medienplattform. „Get great
minds connectet!“ heißt es in dem
Denglish-Gulasch der Einladung.

Ihre Entsprechung in den Medien
findet diese Einrichtung der John-
Wolfgäng-Goißi-University sprach-
lich im „Big-Brother-Container“
und im „Dschungel-Camp“. 16 Kul-
tusminister aber schauen zu (oder
weg). �

Anzeige

Gedanken zur Zeit:

Sprache – der Türöffner zum Denken
Von Wilfried BÖHM

Während andere sich das
erste Haus verdienen,

lernen Deutsche Englisch

Ostpreußen wissen es noch am
ehesten: Vor 90 Jahren, weni-
ge Tage nach Ausbruch des

Ersten Weltkrieges, bestand die Ge-
fahr, daß die östlichste Provinz des
Reiches von russischen Truppen
überrannt wurde. Viel schneller, als
es der deutsche Generalstab erwartet
hatte, konnte Rußland seine Truppen
mobilisieren, und viel früher stießen
zwei russische Armeen nach Ost-
preußen vor: Im Norden die Njemen-
Armee unter General von Rennen-
kampf, die auf Königsberg zielte, im
Süden die Narew-Armee unter Gene-
ral Samsonow. 485.000 russische Sol-
daten standen mit 1.620 Geschützen
der nur 175.000 Mann starken
8. deutschen Armee gegenüber, die
über 794 Geschütze verfügte. 

Es ist erfreulich, daß sich das deut-
sche Fernsehen des 90. Jahrestages
des Ausbruchs des Ersten Weltkrie-
ges bedient, um jene historischen Er-
eignisse ins allgemeine Bewußtsein
zurückzuführen. Jene, die ihre ge-
schichtlichen Kenntnisse allein dem
von politischer Korrektheit defor-
mierten Unterricht allgemeinbilden-
der Schulen verdanken, wissen kaum
etwas vom Ersten Weltkrieg. Da ist ei-
ne Sendung wie „Der Erste Weltkrieg
– Mythos Tannenberg“, die die ARD
ausstrahlte, zu begrüßen. Hier hatte
Guido Knopp seine Hand erfreuli-
cherweise nicht im Spiel, so daß der
erhobene politisch korrekte Zeigefin-
ger zurückhaltender gebracht wurde.

Sachlich korrekt schildert die Fern-
sehdokumentation, wie die ostpreu-

ßische Bevölkerung vor den Russen
floh. Mit seriösen Quellen nicht zu
belegen hingegen ist die Behauptung,
Greueltaten seien von den russischen
Truppen kaum begangen worden;
hingegen hätten deutsche Soldaten
die ostpreußischen Dörfer in Brand

gesteckt (100.000 ostpreußische Fa-
milien hatten Hab und Gut verloren,
36.000 Gebäude wurden zerstört,
über 10.000 deutsche Zivilisten wur-
den von den Russen verschleppt,
1.600 ermordete Zivilisten säumten
den Weg der russischen Armee).
Aber ohne derartige Bemerkungen
glaubt wohl ein heutiger Fernsehred-
akteur nicht auskommen zu können.

Es entspricht auch nicht den Tatsa-
chen, wenn bei der kurzen Erklä-
rung, wie es zum Ausbruch des Welt-
krieges kam, die Fernsehleute
behaupten, das Deutsche Reich habe
angestrebt, eine gleich große Flotte
wie Großbritannien aufzubauen, was
England als Bedrohung habe empfin-
den müssen. Hätte man Zahlen ge-
nannt, wäre diese Falschbehauptung
in sich zusammengefallen: Während
im Jahr 1900 in England 138 Groß-
kampfschiffe vorhanden oder in Bau
waren, verfolgte Deutschland das
Ziel, eine Flotte von 58 Großkampf-
schiffen als Abschreckungsinstru-
ment zu schaffen.

Faktengetreu schildert der Film,
wie der Kommandeur der 8. deut-
schen Armee vor der russischen
Übermacht über die Weichsel zu-
rückzuweichen und dabei Ostpreu-
ßen und einen Teil Westpreußens
aufzugeben plante. Gerettet wurde
die Lage durch die Ablösung des
Kommandeurs durch Hindenburg
und Generalstabschef Ludendorff.

Seit drei Jahren befand sich der
General der Infanterie Paul von Be-
neckendorff und von Hindenburg,
nunmehr 67 Jahre alt, im Ruhestand.
Zu seiner Überraschung wurde er an
die Spitze der in Bedrängnis gerate-
nen 8. Armee gerufen. Hindenburg
war keineswegs durch Zufall ausge-
sucht worden. Er, der als junger Leut-
nant den preußisch-österreichischen
Krieg 1866 und den deutsch-franzö-
sischen Krieg 1870/71 miterlebt hat-
te, verfügte nicht über nennenswerte
Kriegserfahrungen, sondern hatte
sich im Frieden sowohl als Truppen-
führer als auch als Generalstäbler
hervorgetan. So beurteilte ihn Alfred
Graf von Schlieffen: „Hindenburg eig-
net sich schon jetzt zum Chef des Ge-
neralstabes.“ Hindenburg und Luden-
dorff ergänzten sich ideal: Hinden-
burg als der Oberbefehlshaber er-
kannte als „strategisches Genie“, wie
Zeitgenossen urteilten, die überaus
gewagten, aber allein erfolgverspre-
chenden Planungen seines Chefs Lu-
dendorff und bestand mit eisernen
Nerven jedes Risiko.

Nach dem Plan sollten nahezu alle
in Ostpreußen stehenden Truppen

in Gewaltmärschen die russische
Südarmee einkesseln und vernich-
ten. Man hoffte, daß die russische
Nordarmee den Abzug der gegneri-
schen Truppen von ihrer Front nicht
rechtzeitig erkennt und stillhält. So
wollte die deutsche Seite eine russi-
sche Armee nach der anderen schla-
gen. Bei der Abwicklung des Planes
gab es manche Situation, die das
Wagnis als allzu groß erscheinen
ließ, doch Hindenburg stand die Ri-
siken durch. Die viel schwächeren
deutschen Truppen schlugen die
eingekesselte russische Südarmee.
50.000 russische Soldaten waren ge-
fallen oder verwundet, 92.000 gin-
gen in Gefangenschaft. Hindenburg
gab den Ereignissen den Namen
„Schlacht bei Tannenberg“.

Sogleich wandten sich die deut-
schen Truppen nach Norden, wo tat-
sächlich die russische Nordarmee in
Unkenntnis der Geschehnisse im Sü-

den stillgehalten hatte. In einer zwei-
ten großen Schlacht innerhalb weni-
ger Tage konnte die Armee zwar
nicht vernichtet werden, doch wur-
den die Russen aus Ostpreußen ver-
drängt. Ihre Verluste waren wiede-
rum enorm. Ostpreußen war gerettet.
Hindenburg galt als der Retter Ost-
preußens. Die Schlacht bei Tannen-
berg galt als die größte Umfassungs-

schlacht der Weltgeschichte nach
dem Muster der Schlacht bei Cannae,
als mehr als 2.000 Jahre vorher der
karthargische Feldherr Hannibal mit
unterlegenen Streitkräften 80.000
Römer in einer Umfassungsschlacht
besiegt hatte.

Solche militärischen Betrachtun-
gen sucht man allerdings in der Fern-
sehdokumentation vergebens; heuti-
ge Journalisten halten nichts und
wissen auch nichts von Militärge-
schichte.

Es ist verfehlt, wenn im Film be-
hauptet wird, die deutsche Propagan-
da habe Tannenberg zum „Mythos“
hochstilisiert. Es gab in den ersten
Jahren des Weltkrieges nicht einmal
im Ansatz eine deutsche psychologi-
sche Kriegsführrung. Sie wurde erst
gegen Kriegsende aufgebaut, nach-
dem Großbritannien gezeigt hatte,
wie wirkungsvoll eine geleitete
Kriegsführung um die Seelen war.

Es wäre begrüßenswert, wenn im
Geschichtsbewußtsein möglichst vie-
ler Deutscher der Erste Weltkrieg
nicht zuletzt auch aufgrund der jetzi-
gen Erinnerungsveranstaltungen die
Bedeutung findet, die ihm zukommt.
Er war, und darin sind sich immer
mehr seriöse Historiker einig, die Ur-
katastrophe des 20. Jahrhunderts.
Und mit dem Ausbruch des Krieges
im August 1914 begann, um mit
Winston Churchill zu sprechen, der
„zweite 30jährige Krieg gegen
Deutschland“, der erst im Mai 1945
sein Ende fand. Hans-J. v. Leesen

»Mythos Tannenberg – Der Krieg im Osten«
Die ARD widmete sich im ersten Teil ihrer Serie »Der Erste Weltkrieg« dem Gespann Hindenburg–Ludendorff

Endlich wird der Erste
Weltkrieg thematisiert

Guido Knopps Beiträge
sind politisch korrekter
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In Polen billiger

Polen hat sich für deutsche Auto-
käufer zu einem lohnenden Ein-

kaufsort für Neuwagen entwickelt.
Nach Angaben der Prüfungs- und
Beratungsgesellschaft Pricewater-
houseCoopers lag der Nettopreis für
einen Neuwagen in Polen Mitte Juni
um 16 Prozent unter dem Preis-
niveau der Eurozone. Laut Europäi-
scher Kommission hat Polen die nie-
drigsten Neuwagenpreise in der EU.
Doch das Geschäft hat auch Nachtei-
le – alle Formalitäten müssen auf
polnisch abgewickelt werden, die
Steuern für den Kauf werden beim
jeweiligen deutschen Finanzamt
nachgezahlt, Zölle gibt es dafür nicht
mehr. Doch die richtig guten Rabbat-
te liefern meist Händler, die sich auf
Re-Importe spezialisiert haben. Auf
eigene Faust kaufen lohnt nur mit
Verhandlungsgeschick. SV

Einreise verweigert

Weißrußlands Sportminister Ju-
rij Siwakow erhält von Grie-

chenland keine Einreiseerlaubnis zu
den olympischen Spielen in Athen –
er soll Todesschwadronen gegen Op-
positionelle eingesetzt haben. Als
ehemaliger Innenminister der Luka-
schenko-Diktatur hatte Siwakow
Einfluß auf drastische Maßnahmen
gegen mißliebige Regimekritiker.
1999 soll er nicht nur Todeskom-
mandos gegründet, sondern ihren
Einsatz in zirka 30 Fällen befohlen
haben, so die Vorwürfe. Nach Anga-
ben ehemals hochrangiger weißrus-
sischer Polizisten soll er sogar bei
der Ermordung von Regimegegnern,
Geschäftsleuten und Unterweltgrö-
ßen persönlich zugegen gewesen
sein und dabei „praktische Tips“ er-
teilt haben. A. S.

Kein Schub

John Kerry, US-Präsidentschafts-
kandidat der Demokraten, hat zu

wenig Unterstützung seiner Partei.
Der Schub für den nötigen Mei-
nungsumschwung in der amerikani-
schen Bevölkerung reicht auch nach
dem Parteitag nicht aus. In den Mei-
nungsumfragen liegen die beiden
Kandidaten  noch dicht auf – zu
dicht für Kerry, denn die heiße Pha-
se des republikanischen Wahlkamp-
fes kommt erst noch. Laut Gallup-In-
stitut liegt Bush sogar vor Kerry,
konnte wieder aufholen und führt
mit 50 zu 46 Prozent. Selten brachte
demnach ein Parteitag dem frisch
gekürten Kandidaten für das höchste
Staatsamt so wenig Aufwind wie der
demokratische dem Bewerber Kerry.
Zu stark ist die Polarisierung der
Wähler, als daß sich viele Stimmen
aus dem anderen Lager gewinnen
ließen. SV

Am Katzentisch

Kein Platz ist für Deutschland am
Tisch des UN-Sicherheitsrates,

zumindest kein ständiger, wenn es
nach dem Willen der USA geht. Seit
Anfang der 90er Jahre drängt die
Bundesrepublik sanft, aber dauer-
haft, doch nun kam offenbar die
Quittung für die durchaus einfluß-
reiche Poltik als gewähltes, nicht-
ständiges Mitglied des Gremiums,
eine Periode, die für Deutschland
Ende 2004 vorbei ist. Die amerikani-
sche Regierung ließ erkennen, man
sei zwar grundsätzlich aufgeschlos-
sen, doch hinter vorgehaltener Hand
bestätigen US-Vertreter, sie hätten
seit Deutschlands Engagement in
der Irakfrage mehr Probleme als zu-
vor. Deutschland solle sich also jetzt
besser nicht offiziell bewerben, hieß
es aus Washington. SV

Bei Zahlung Mord

Auftragsmorde sind in Rußland
erstmals seit Anfang der 90er

Jahre wieder ein Wachstumsmarkt.
Mit 350 bis 400 Auftragsmorden
rechnet das russische Innenministe-
rium allein in diesem Jahr. Zwi-
schen 20.000 und 200.000 US-Dol-
lar kostet das Töten, die
Aufklärungsquote liegt bei lediglich
fünf Prozent. A. S.

Das Flüchtlingsdrama im
Mittelmeer nimmt kein Ende,
doch konkrete Lösungsvor-

schläge sind nicht erwünscht – zu
sehr eignet sich das Drama zur
Grundsatzdebatte um Migration und
Asylrecht. Nicht politische Freiheit,
sondern Wohlstand ist die wichtigste
Botschaft Europas, die in Afrika ver-
standen wird.

Die kleine Insel unter heißer Som-
mersonne wird von Touristen gern
besucht. Das Auffanglager für Flücht-
linge mit einer Kapazität von gerade
190 Plätzen ist aber touristische
Sperrzone. Lampedusa ist bekannt
als erste Anlaufstelle derer, die übers
Meer auf den gelobten Kontinent Eu-
ropa zuströmen. Hunderte sind nach
Schätzungen italienischer Univer-
sitäten und Flüchtlingshilfsorganisa-
tionen in diesem und im letzten Jahr
bereits ertrunken. Hunderte machen
sich wöchentlich auf den Weg. Erst
kürzlich gab es wieder 28 Todesop-
fer, vor Erschöpfung am Ziel gestor-
ben oder auf See verdurstet und über
Bord geworfen. Derweil ringt Italiens
Außenminister um eine europäische
Lösung des Dramas.

Doch das menschliche Elend ist
längst zum Politikum geworden, die
Fronten klar. Während Bundesinnen-
minister Otto Schily, das Deutsche
Rote Kreuz und sogar zunehmend
SPD-Politiker über Einrichtungen
und Präsenz vor Ort in Nordafrika
nachdenken, um die Irrfahrten übers
Meer zu beenden, sehen andere die
Flüchtlingswelle als willkommenen
Anlaß, die europäische Zuwande-
rungspolitik als unmenschlich und
grausam zu brandmarken. Tatsache
bleibt: Nur die wenigsten Flüchtlinge
sind wirkliche. Sie kommen fast alle
aus verständlichen, aber keineswegs
zwingenden ökonomischen Grün-
den. Der skurrile Fall „Cap Anamur“
zeigte, wie schnell aus Nigerianern
und Ghanaern verfolgte Sudanesen
gemacht werden und sich ihr Status
wieder ändert, sobald einfachste
Analysen die wahre Identität ermit-
teln. Tatsache ist auch, daß trotz der
europäischer Regelung, die Flücht-

lingen vorschreibt, im Ankunftsland
Asyl zu beantragen, die Zahl der afri-
kanischen Asylerstantragsteller in
Deutschland zunimmt. Ein „leichter
Anstieg“ von unter 20 Prozent Anteil
an allen Erstanträgen auf Asyl (2003)
auf über 23 Prozent (2004), so das
Bundesamt für die Anerkennung
ausländischer Flüchtlinge (BAFl).
Gerade aus dem Sudan oder dem
vom Bürgerkrieg gebeutelten Liberia

kommen zwar einige, aber längst
nicht die Masse der Antragsteller.
Die meisten geben höchstens an, von
dort zu stammen. Länder, die nicht
als Orte politischer Verfolgung gel-
ten, führen die Liste an. Jedes Jahr ist
mindestens ein afrikanisches Land
unter den „Top Ten“, den zehn Staa-
ten, aus denen die meisten Asylerst-
antragsteller in Deutschland kom-
men. So ist trotz überwiegenden

Ablehnungen über Duldungen ein
Aufenthalt in Deutschland für immer
mehr Afrikaner möglich und das bei
sonst deutlich sinkenden Asylantrag-
stellerzahlen. Die der PAZ vom
Bundesamt auf Anfrage übermittel-
ten Zahlen zeigen: Die Flüchtlings-
welle kommt auch nach Deutsch-
land. Die Lösung des Problems nicht
in Deutschland, sondern vor Ort liegt
auch in unserem Interesse. �

Lampedusa und kein Ende
Hintergründe und Folgen des Flüchtlingsstroms über das Mittelmeer / Von Sverre GUTSCHMIDT

Österreich verwaldet
Gerät die Öko-Diktatur ins Wanken? / Von R. G. KERSCHHOFER

Was Leute mit gesundem
Menschenverstand immer
schon wußten, läßt sich

nun nicht länger verheimlichen:
Von „Waldsterben“ kann in Öster-
reich keine Rede sein. Ganz im
Gegenteil, die Waldfläche nimmt
unaufhaltsam zu – in den letzten
Jahrzehnten um mindestens fünf
Prozent des Staatsgebiets. Warum
das nicht schon früher an die Öf-
fentlichkeit gelangte? Ganz einfach,
denn bei der Umwelt stehen – ähn-
lich wie bei der Geschichte – For-
schungsergebnisse meist schon im
vorhinein fest, und wer anderweiti-
ge Resultate liefert, gefährdet seine
Subventionen oder gar die Karriere.

Sicher gibt es auch „kranke“ Bäu-
me und Wälder, doch hat das wenig
bis gar nichts mit „Umweltver-
schmutzung“ zu tun, sondern mit
Sünden der Vergangenheit: Auffor-
stungen in Monokultur erleichtern
die Ausbreitung von Parasiten und
fördern Schäden durch Sturm oder
Schneedruck – besonders wenn
obendrein für lokale Verhältnisse
ungeeignete Arten gesetzt wurden.
Allgemein sind ein Vormarsch der
Fichte und ein Rückzug empfind-
licherer Laubbäume, insbesondere
der Eiche, zu verzeichnen.

Erstaunlicherweise hat der Aus-
druck „Verwaldung“, der in jüngster
Zeit zu hören ist, noch nicht die
Apostel der „politischen Korrekt-
heit“ auf den Plan gerufen. Wie 

aber kommt es zu dieser Verwal-
dung Österreichs? In erster Linie
liegt es am „Bauernsterben“: Land-
wirtschaftliche Flächen, die in jahr-
hundertelanger Arbeit geschaffen

wurden, unter anderem durch
Brandrodung, werden aufgegeben.
Hänge und Almen, wo sich die
Viehzucht nicht mehr lohnt, verwu-
chern oder werden gezielt aufge-
forstet.

Ein nicht zu unterschätzender
Grund ist auch die Mülltrennung!
Die Papierindustrie bezieht heute 
so viel billiges – weil auf Kosten
Dritter gesammeltes – Altpapier,
mit dem das beim „Durchforsten“
der Wälder anfallende „Schleifholz“
kaum konkurrieren kann. Das Er-
gebnis ist eine „Überalterung“ der
Wälder. Oder „positiver“ ausge-
drückt, der Bestand an lebendem
Holz nimmt etwa viermal schneller
zu als die Waldfläche. Und wenn 
es wirklich zuviel Kohlendioxyd
(CO2) gäbe, dann wäre natürlich
auch dieses Grundnahrungsmittel
aller Bäume an der Verwaldung
schuld. Daß die Mülltrennung weit
überzogen wurde und nicht nur die

Wirtschaft, sondern auch die Um-
welt schädigt, beginnt man jetzt 
sogar in der roten Wiener Stadtre-
gierung einzusehen. Noch vor eini-
gen Jahren hatte man die „Kids“ zu
fortschrittlichen Sommerkursen
unter dem Motto „Mr. Mist und
Mrs. Müll“ eingeladen: Die Kleinen
sollten Müll von zu Hause mitbrin-
gen, um ihn unter Anleitung eines
Experten fachmännisch zu trennen!

Doch ab sofort darf man in Wien,
wo praktisch der gesamte Hausmüll
thermisch verwertet wird (Fern-
wärme), Plastik wieder zum Rest-
müll geben. Die bisherige Praxis
hatte sich nämlich als „Getrennt
sammeln, vereint verbrennen“ er-
wiesen, weil das Nachsortieren von
Plastik viel zu teuer ist. Noch 
wichtiger war wohl, was einem
ebenfalls von Anfang an der gesun-
de Menschenver-
stand hätte sagen
können: Je mehr
Plastik (und auch
Papier!) man ar-
beits- und ener-
gieaufwendig aus-
sortiert, umso
geringer ist der
Heizwert des Restmülls, und umso
mehr Heizöl muß zugekauft wer-
den. 

Heftig diskutiert wird jetzt ein
Vorstoß von Wirtschaftsminister
Bartenstein (ÖVP), den Geldsegen
für die „alternativen Energien“ zu

drosseln. Die „Förderungen“ – die
in Wahrheit Subventionen sind –
haben nämlich zu Fehlinvesti-
tionen, also zur Vernichtung von
Volksvermögen geführt. Und daß
„Windradler“ in Zeiten wie diesen
zweistellige Renditen einfahren
können, wird von zwangsbeglück-
ten Stromkunden immer weniger
verstanden. Man wird sehen, ob
sich Bartenstein auch gegen die
Windradler und „Biomasseure“ un-
ter seinen ÖVP-Kollegen durchset-
zen kann.

Fällt also endlich der Groschen –
selbst wenn er heute kein Zah-
lungsmittel mehr ist? Manchmal
scheint es so, doch es gibt auch
Rückschläge: Aus dem Wiener 
Rathaus etwa sickern Pläne zum
Bau eines mit Biomasse zu be-
treibenden Elektrizitätswerks

durch! Nicht nur,
daß bei der 
Verwertung von
Biomasse die 
Stromerzeugung
die mit Abstand
schlechteste Netto-
Ausbeute ein-
bringt, es müßte

auch das Material per Lkw aus wei-
terer Entfernung herangekarrt wer-
den, denn den Wienerwald wird
man wohl nicht zur Abholzung 
freigeben. Die durch das Kyoto-Pro-
tokoll kanonisierte Kohlendi-
oxid-Scharlatanerie zeitigt eben im-
mer wieder neue Auswüchse. �

Für die »Kids« haben
»Mr. Mist und Mrs. Müll«

endlich ausgedient

Der Bestand an
Holz wächst – schneller

als die Waldfläche
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mit dem 4-Sterne-Schiff MS Gracioso Passau – Wien – Melk – Passau

Die Reise an die Donau ist eine Reise 

in die europäische Geschichte. 

Denn wie kaum ein anderer Strom hat

Europas zweitgrößter Fluß Völker und

Kulturen bewegt. An den Ufern der Donau

entstanden im Lauf der Zeit schöne Städte

mit kulturellen Sehenswürdigkeiten von ein-

drucksvoller Vielfalt. Die Donau – eine

Schönheit mit Vergangenheit!

Ihr Kreuzfahrtschiff MS Gracioso**** (Baujahr 2003)

Die Passagierdecks der MS Gracioso bieten dem Gast 
jeglichen Wohlfühlkomfort: Ein Panorama-Nichtraucher-
Restaurant, eine elegante Aussichtslounge mit Bar und

getrennter Bibliothek, ein großzügiges Foyer mit Rezeption
über 2 Etagen mit Glaskuppel, ein Wiener Cafe und eine
kleine Boutique.
Im Wellnessbereich mit Fitnesscenter befinden sich auf 
80 qm die Sauna, Heimtrainer, ein Whirlpool, ein
Duschtempel und ausreichend Ruheplätze. Die komforta-
bel und stilvoll eingerichteten Kabinen verwöhnen Sie mit
individuell regulierbarer Klimaanlage, Radio, SAT-TV,
Minikühlschrank, Safe und Telefon. Die Kabinen der MS
Gracioso sind 15-16 qm groß und liegen alle außen.

Reisetermine: 15.11.-19.11.2004 · 19.11.-23.11.2004 · 23.11.-27.11.2004

schon ab € 199.-
schon ab € 199.- p.P.

Kategorie Kabinenart Preise
K3H 3-Bett-Hauptdeck € 199,-
K2A 2-Bett-Hauptdeck (achtern) € 369,-
K2H 2-Bett-Hauptdeck € 399,-
K2M 2-Bett-Mitteldeck (m.frz.Balk) € 489,-
K2O 2-Bett-Oberdeck (m.frz.Balk) € 539,-
Einzelbelegung der Kabinen nur auf Anfrage

Ausführliche Information und Buchungen unter der Kennziffer 89975 · Tel.-Hotline 01805-66 66 80 (12 ct/min) bei FOX-TOURS Reisen GmbH

Leserreise: 5-tägige Donau-Flusskreuzfahrt Leserreise: 5-tägige Donau-Flusskreuzfahrt 
Anzeige

Schon kein Hochverrat mehr, sondern Landesverrat Feige Verschwörerclique

Von den zahlreichen an uns ge-
richteten Leserbriefen können wir
nur wenige, und diese oft nur in
sinnwahrend gekürzten Auszü-
gen, veröffentlichen. Die Leser-
briefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der Meinung der Redaktion zu
decken braucht. Anonyme oder
anonym bleiben wollende Zu-
schriften werden nicht berück-
sichtigt.

Betr.: „20. Juli 1944“ (Folge 29)

Ich gehöre zum Geburtsjahrgang
1930 und wundere mich seit einiger
Zeit über die zunehmende Informa-
tionsflut zu Ereignissen des Zweiten
Weltkrieges.

Die bisherigen Veröffentlichungen
über das Attentat zum 20. Juli 1944
lassen den Schluß zu, daß Vorarbeit,
Planung, Durchführung und die
Maßnahmen danach die Phase des
Improvisierens nicht verlassen hat-
ten. In diesen Berichten wird die
preußische Handlungsweise dieser
Offiziere besonders hervorgehoben.
Trifft das aber noch zu, wenn ein
Staatsstreich geplant wird, obwohl
die Kriegsgegner klar geäußert ha-
ben, daß nicht nur der Nationalsozi-
alismus, sondern auch das Deutsche
Reich vernichtet werden soll? Oder
zeugt das von Preußentum, wenn
man unbeteiligten Soldaten ohne
deren Wissen eine Bombe in den
Tornister packt? Ist das preußisch,
wenn an der Ostfront Truppenteile
aus der Front herangezogen werden,
um diese nach Berlin zu transportie-
ren? Hierüber berichtete Philipp
Freiherr v. Boeselager. Er erwähnte
meines Wissens nach aber nicht, ob

die Nachbareinheiten über diese
Aktion Bescheid wußten.

Eine große Anzahl der heute zum
Widerstand zählenden Gruppen hat-
te damals versucht, Verbindung mit
den Gegnern aufzunehmen. Nach
meinem Rechtsempfinden handelte
es sich hierbei um Landesverrat. Wo
ist zum Beispiel das National-Komi-
tee „Freies Deutschland“ einzuord-
nen? Die Vertreter dieses Komitees
waren an der Ostfront in deutschen
Uniformen für die Rote Armee tätig.
Der letzte Kommandant der Festung
Königsberg i. Pr., General Lasch, be-
richtete in seinem Buch „So fiel Kö-
nigsberg“ auf Seite 85, daß eine stär-
kere Gruppe dieses Komitees in
deutschen Uniformen in die deut-
sche Frontlinie am Landgraben ein-
sickerte und hier auf die Besatzung
eines deutschen Kompaniegefechts-
standes das Feuer eröffnete. Mit 20
Gefangenen zog sich diese Gruppe
auf die sowjetischen Linien zurück.
Hier kann man wirklich nicht mehr
von Hochverrat, sondern nur noch
von der schlimmsten Form des Lan-
desverrats reden.

Wie ist überhaupt die Kampfkraft
der Heeresgruppe Mitte zu bewer-

ten, deren Generalstab zum größten
Teil dem Widerstand angehörte?
Und wie sah es in dieser Beziehung
an der Invasionsfront aus? Hatten
die verantwortlichen Stäbe am Mor-
gen des 6. Juni 1944 die von der vor-
dersten Front eintreffenden Mel-
dungen umgehend und ungeschönt
an das Führerhauptquartier weiter-
gegeben? Das sind nur einige der
vielen Fragen, die auftauchen, wenn
man sich mit dem 20. Juli 1944
sachlich befaßt. Für besonders
wichtig halte ich die Beantwortung
der Frage nach den Verlusten auf
deutscher Seite, die durch Aktionen
des Widerstandes direkt oder über
die Kriegsgegner im Laufe des Zwei-
ten Weltkrieges entstanden sind.
Haben sich Historiker mit dieser
Frage schon einmal beschäftigt?

Die Zukunft wird einmal ein ge-
rechteres und ausgewogeneres Ur-
teil über die Ereignisse, die zum 20.
Juli 1944 und später – nach fünfein-
halb Kriegsjahren – zur bedingungs-
losen Kapitulation der Deutschen
Wehrmacht führten, fällen. Bis da-
hin sollte man etwas zurückhalten-
der mit dem Ausdruck „Vertreter des
besseren Deutschlands“ sein.

Wolfram Knull, Kiel

Betr.: „20. Juli 1944“ (Folge 29)

Bei der unkritischen Heroisierung
der Widerständler sollte daran er-
innert werden, daß sie wußten, daß
ihr Mordanschlag auf den Führer
vom Volk und von den Soldaten ab-
gelehnt wurde. Sie waren also zu
feige, sich dazu zu bekennen, und
beabsichtigten, das Volk zu belügen.
Generalfeldmarschall von Witzle-
ben schickte das wahrheitswidrige

Fernschreiben HOKW 02165 her-
aus: „Der Führer Adolf Hitler ist tot.
Eine gewisse Clique frontfremder
Politiker hat unter Ausnützung die-
ser Lage versucht, der schwerrin-
genden Front in den Rücken zu fal-
len und die Macht zu eigennützigen
Zwecken an sich zu reißen.“ Damit
haben die Verschwörer von sich un-
gewollt ein wahres Bild erstellt. 

Friedrich Karl Pohl, 
Lüneburg

Alles echte Vorbilder
Betr.: „,Hohmann raus‘“ (Folge 30)

Vor einiger Zeit las ich einen Ar-
tikel über den „Fall Hohmann“.
Darin wurde dessen „Demokratie-
verständnis“ angezweifelt, nur, weil
er seine Meinung offen gesagt hat.
Da drängt sich die Gegenfrage auf:
Wo bleibt denn da ein Demokratie-
verständnis, wenn ein ganz wesent-
licher Teil davon – die freie Mei-
nungsäußerung – dabei auf der
Strecke bleibt?

Laut Hohmann hätte er lediglich
gesagt, „Juden seien genauso wenig
ein Tätervolk wie Deutsche auch“.
Was er nun über Juden in der So-
wjetunion sagte, läßt sich historisch
ja überprüfen. Ich erinnere mich in
diesem Zusammenhang, daß Ilja
Ehrenburg, der damals im Kriege
und davor Chef-Ideologe (also der
„Goebbels“) von Stalin und Jude
war, im Kriege in seinem Deut-
schenhaß so weit ging, daß er sei-
nen Sowjetsoldaten beim Einfall in
Ostpreußen – als Motivation – ein-
trichterte: „Nehmt Euch die deut-
schen Frauen, die mit den blonden
Haaren!“ Aber mit einer solchen
Rückblende – übrigens stammt dies

von einem ehemaligen Sowjetoffi-
zier als Zeitzeugen, ist nicht etwa
NS-Propaganda – läuft man hierzu-
lande doch gleich Gefahr, als Nazi
verteufelt zu werden, der NS-Ideo-
logie verbreitet! Nur müßte man
wohl vorher klären, was NS-Ideolo-
gie ist, denn darüber gibt’s ja ver-
schiedene Auffassungen. Aber es
kann doch nicht sein, ja ist schier
unerträglich, daß hier jeder auch
nur etwas geschichtsbewußte Den-
ker, wie sie in allen Ländern eine
Selbstverständlichkeit sind, erinne-
re nur an Frankreich oder gar Polen,
hier gleich als NS-Ideologe verdäch-
tigt wird! 

Dagegen wehre ich mich aus-
drücklich, ja ich empfinde es gera-
dezu als Beleidigung und Zumutung
für mein Demokratieverständnis!
Aber ganz offenbar darf es hier kei-
ne rechtsdenkenden Demokraten
geben, ich erinnere an Stresemann
und ebenso die Männer des 20. Juli,
alles echte Vorbilder! Aber davon
will man wohl nichts wissen, ganz
nach dem Motto: „Was nicht sein
darf, das nicht sein kann!“

Horand Henatsch, 
Bevern

Leserbriefe sind ein Gewinn
Betr.: Zur Leserbriefseite der PAZ

Heute möchte ich Ihrer Leser-
briefseite ein großes Lob ausspre-
chen: Sie gibt nicht nur die ver-
schiedensten Meinungen der
PAZ-Leser wieder, sondern liefert
durch sie wertvolle, sachliche In-
formationen, die in der allgemei-
nen deutschen Presse nicht auftau-
chen. So stimme ich zum Beispiel
vollkommen mit Bringfriede Jung
darüber überein, daß der im ZDF
am 4. April gezeigte Film „Mittelal-
ter – Rittertum“, in dem der Deut-
sche Ritterorden regelrecht diffa-
miert wird, so nicht stehengelassen

werden kann: Er strotzt vor Fehlern
und ist einseitig tendenziös! Auch
Gudrun Wahlstatt hat unbedingt
recht, wenn sie schreibt, daß sich
unser demokratischer Staat auf
dem Weg zu einer „DDR light“ be-
findet. Diese Beobachtung mache
ich seit langem! Ich würde sogar
das „light“ weglassen, das verharm-
losend wirkt. Diese beiden Beispie-
le stehen für alle anderen in Ihrer
Zeitung veröffentlichten Briefe, die
ein Gewinn sind. Deshalb ein Dan-
keschön für Ihre Auswahl, Ihre
Courage!

Inge Schmidt, 
Hamburg

Ein »Nathan der Weise« unserer Tage?

Mangelnde Wirtschaftskraft

Betr.: „Wir wollen Frieden unter
den Völkern“ (Folge 29)

Man liest, den Augen kaum trau-
end, den Auszug aus der Rede des
Moische Ayre Friedmann gleich
mehrmals. Ist’s möglich? Solche Tö-
ne in heutiger Öffentlichkeit, ohne
sofortige „Kreuzigt ihn!“-Rufe nam-
hafter jüdischer Sprecher und ge-
beugter christlicher Kreaturen? Man
atmet tief durch: dieser amerikani-
sche Oberrabbiner trägt seinen Na-
men zu recht, überzeugender jeden-
falls als der gleichnamige
Brillantineträger im deutschen
Fernsehgewerbe. Die Wiener Juli-
Rede des Friedensmanns Moische

Ayre sollte in allen großen und klei-
nen Zeitungen auf deren erster Sei-
te stehen – wieviel könnte sie ent-
krampfen, wieviel geraderücken.

Wo hörte man in vergangenen
Jahrzehnten solche erlösenden Wor-
te? Setzt man nicht jeden auf den
Armesünderstuhl, der es wagt, auch
nur geringfügig vom Pfad der vorge-
schriebenen Political Correctness
abzuweichen beim Bemühen um
Sachlichkeit im Blick auf Geschehe-
nes, das möglichst noch per Gesetz
zum sakrosankten Tabu erklärt wor-
den ist? Wurde und wird nicht von
interessierter Seite alles darange-
setzt, das schwergeprüfte Volk der

Juden als auserwähltes, über alle an-
deren gesetzt zu zeichnen. Die be-
freiend offenen Worte dieses ortho-
doxen Juden könnten eine neue,
eine ehrlichere und damit schönere
Seite im Verhältnis der Völker auf-
schlagen. Ein Weiser, ein Gottes-
fürchtiger und darum Furchtloser
hat gesprochen; ein frommer und
klarsichtiger Mutiger, ein neuer Na-
than vielleicht; ein Mann, der weiß,
daß dauerhafter Friede nur auf der
Basis von Wahrheit und gerecht ge-
regelten Verhältnissen wachsen
kann. Dies aufgezeigt zu haben soll-
te ihm den Nobelpreis sichern. 

Stephanie Heidelmeyer, 
Alzenau

Betr.: „Eine Legende soll sterben“
(Folge 21)

Technisch sind alle Berliner Flug-
häfen in der Lage, größeres Fluggerät
für Transatlantikflüge abzufertigen.
Bis zum Jahr 2001 bediente die Luft-
hansa die Strecke Berlin–Washington
mit einem Airbus A 340. Ursache für
die Einstellung dieser Verbindung
waren, wie schon in der Vergangen-
heit bei den Verbindungen von Sin-

gapur Airlines, allein wirtschaftliche
Gründe. Ein langfristig rentabler Be-
trieb dieser Verbindungen war bisher
nicht möglich, was in erster Linie auf
die mangelnde Wirtschaftskraft der
Region Berlin-Brandenburg zurück-
zuführen ist. Die Entwicklung einer
prosperierenden Wirtschaft dürfte et-
was längere Zeit in Anspruch neh-
men, als zur Verlängerung einer
Start- und Landebahn nötig wäre.
Leider! Norman Hanert, Berlin
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Vor 40 Jahren proklamierten der
US-Bundesstaat Connecticut so-

wie die US-Städte Bridgeport und
Fairfield für jenes Jahr einen Gustav
Whitehead Day. Vier Jahre später
schlug die Connecticut Aeronautical
Historial Association (CAHA) dem
Gouverneur des Staates vor, den Gu-
stav-Whitehead-Tag von 1964 wieder-
zubeleben und alljährlich zu feiern,
jeweils am 14. August. Daraufhin ruft
der Governor den Whitehead Day
1968 aus. 

Wer war dieser am 1. Januar 1874
als Gustav Weißkopf im deutschen
Leutershausen geborene und am
10. Oktober 1927 im US-amerikani-

schen Bridgeport gestorbene Aus-
wanderer, daß ihm ein Tag gewidmet
wurde, und warum gerade ein
14. August?

Die Antwort geben die Leser, die
nach der Veröffentlichung von Klaus
Gröbigs Artikel „Als der Traum vom
Fliegen wahr wurde“ in der Folge 50
darauf hinwiesen, daß Gustav Weiß-
kopf, der sich in den USA Gustave
Whitehead nannte, bereits am
14. August 1901 einen Motorflug
unternommen habe, also der erste
Motorflieger auf Erden sei. 

Zweifellos liegt der 14 August 1901
vor dem 17. Dezember 1903. Wäh-

rend der Flug von Orville Wright je-
doch von niemandem angezweifelt
wird, ist die Frage, ob Gustav Weiß-
kopf am 15. August 1901 wirklich ei-
nen Motorflug durchgeführt hat, bis
heute umstritten. 

Diese Umstrittenheit und die dar-
aus resultierende Unsicherheit spie-
gelt sich auch in den beiden Stan-
dardlexika von Gustav Weißkopfs
Heimat wider. So heißt es im Brock-
haus von 1999 unter dem Namen des
Flugpioniers: „… am 14. August 1901
führte er dort nach eigenen Angaben
und Augenzeugenberichten mit ei-
ner ,No. 21‘, einem den Gleitern Otto
Lilienthals nachgebauten, von Acety-
lenmotoren und zwei Luftschrauben
angetriebenen Eindecker, den ersten
Motorflug der Geschichte in einer
Höhe von zehn bis 15 Metern und
mehr als 800 Meter Länge durch“.
Und in Meyers großem Taschenlexi-
kon aus dem selben Jahr steht: „Mit
einem selbstgebauten motorisierten
Eindecker sollen ihm am 14. August
1901 zwei Flüge von 800 Meter Wei-
te geglückt sein.“ Ähnlich vage und
unverbindlich wie diese beiden Lexi-
ka bleibt auch die Deutsche Biogra-
phische Enzyklopädie (DBE), in de-
ren Ausgabe von 1999 unter dem
Stichwort Gustav Weißkopf geschrie-
ben steht: „Mit dieser ,No. 21‘ führte
er nach Augenzeugenberichten am
14. August 1901 einen Motorflug in
zehn bis 15 Metern Höhe und über

800 Meter Länge durch, zwei Jahre
vor den Brüdern Wright.“ Nach der
nun schon vertraut vagen Aussage
„Am 14. August 1901 soll er in meh-
reren Versuchen mit seinem Ein-
decker, angetrieben durch einen
selbstkonstruierten Acetylen-Motor,
in Bridgeport (Connecticut) etwa 800
bis 2.400 Meter weit in zehn bis
15 Metern Höhe geflogen sein“
bringt das dtv-Lexikon aus dem Jah-
re 1995 das Problem auf den Punkt,
wenn es fortfährt: „Es wird von ver-
schiedenen Seiten bezweifelt, daß
Weißkopf vor den Gebrüdern Wright
einen Motorflug ausführte.“

Zu den Skeptikern ist auch Werner
Schwipps zu zählen, der in seiner
mit Hans Holzer verfaßten und 2001
beim Aviatic Verlag in Oberhaching
verfaßten Monographie „Flugpionier
Gustav Weißkopf – Legende und
Wirklichkeit“ zu dem Fazit gelangt,
Gustav Weißkopfs „Anspruch, als er-
ster Mensch mit einem Motorflug-
zeug geflogen zu sein, ist bis heute
nicht belegbar“.

Die gegenteilige These vertritt Al-
bert Wüst in seinem 1999 beim Ver-
lag Fritz Majer & Sohn KG in Leu-
tershausen erschienenem Werk
„Gustav Weißkopf: ,Ich flog vor den
Wrights‘ – Erster Motorflug 14. Au-
gust 1901 – Eine Zusammenfassung
von Ergebnissen der Weißkopf-For-
schung“. Dieses Buch ist herausgege-

ben worden von Gustav Weißkopfs
Geburtsstadt und der Flughistori-
schen Forschungsgemeinschaft Gu-
stav Weißkopf (FFGW). 

In der FFG haben Gustav Weißkopf
und sein Anspruch auf den ersten
Motorflug ihren bedeutendsten Für-
sprecher beziehungsweise Vertreter
diesseits des Altantiks. Die For-
schungsgemeinschaft bietet auf ihrer
interessanten Internetseite www.
weisskopf.de neben kostenlosen In-
formationen auch vertiefendes Infor-
mationsmaterial zum Kauf an, und
sie betreibt seit 30 Jahren in Gustav
Weißkopfs Heimatstadt Leutershau-
sen ein eigenes Museum über den
Flugpionier.

Das Flugpionier-Gustav-Weiß-
kopf-Museum mit Heimat- und
Handwerker-Museum, Plan 6, 91578
Leutershausen, Telefon (0 98 23) 9
51 - 0, Fax (0 98 23) 9 51 - 50 (Stadt-
verwaltung Leutershausen), hat ge-
öffnet von Ostern bis einschließlich
Oktober dienstags, mittwochs, don-
nerstags und freitags von 10 bis
12 Uhr sowie mittwochs und sonn-
tags von 14 bis 16 Uhr. Davon abwei-
chende Ausnahmen sind nach vor-
heriger Vereinbarung möglich. Der
Eintritt beträgt für Erwachsene 1,50
Euro, für Gruppen ab zehn Personen
je einen Euro, für Kinder und Schü-
ler 75 Cent. Schulklassen haben
freier Eintritt. Manuel Ruoff

Das historische Kalenderblatt: 14. August 1901 – Angeblich unternimmt Gustav Weißkopf den ersten Motorflug

Weißkopf oder Wright?

Ob sie am 14. August 1901 gemeinsam in der Luft waren, ist bis heute um-
stritten: Gustav Weißkopf vor der „No. 21“ mit dem für den Radantrieb ver-
wendeten Gasdruckmotor Foto: O'Dwyer, FFGW

Die Mittelmächte waren 1914
beim Feldheer zahlenmäßig
der gegnerischen Allianz

deutlich unterlegen (4,2 Millionen
Mann gegen 5,7 Millionen unter
Einschluß der belgischen Festungs-
truppen und der britischen Heimat-
armee). Deshalb bestand der deut-
sche Kriegsplan darin, durch einen
machtvollen Großangriff auf Frank-
reich die militärische Entscheidung
in möglichst kurzer Zeit herbeizu-
führen, während Österreich-Ungarn
hinhaltend gegen Rußland kämpfen
sollte. Erst nach dem erwarteten
Sieg im Westen wollte die Oberste
Heeresleitung alle verfügbaren Kräf-
te nach Osten werfen, um gemein-
sam mit der k.u.k. Armee gegen
Rußland vorzugehen.

Ein Nachteil für Deutschland lag
darin, daß man keine Alternative
zum Aufmarsch im Westen gemäß
dem modifizierten „Schlieffenplan“
besaß, das heißt also zuerst unter
Mißachtung der Neutralität Belgiens
Frankreich schlagen mußte. So hatte
auch die Idee Wilhelms II., mit der
Masse des Heeres gegen Rußland
aufzumarschieren, keine Chance auf
Realisierung. Die politische Führung
besaß also keinen Spielraum. Die
Verletzung der Neutralität Belgiens
stellte sie vor vollendete Tatsachen.
Außerdem hatten die Heeresleitung
und der Admiralstab kein Konzept
ausgearbeitet, um ihre Anstrengun-
gen auf dem Kriegsschauplatz zu
bündeln.

Der Schlieffenplan vom Dezem-
ber 1905 sah vor, mit einem sehr
starken rechten Flügel über belgi-
sches und luxemburgisches Gebiet
nach Nordfrankreich vorzustoßen,
Paris westlich zu umgehen und hier-
auf die französischen Hauptkräfte
durch eine weite Schwenkung ein-
zuschließen. Die Entscheidung soll-
te in einer Schlacht in der Cham-
pagne und in Lothringen fallen.
Währenddessen sollte der Defensiv-
flügel ostwärts der Mosel durch An-
griff gegnerische Kräfte binden. Das
Verhältnis der Armeekorps zwi-
schen beiden Flügeln betrug neun
zu eins.

Der Zeitbedarf, um Frankreich zu
besiegen, wurde von Generalstabs-
chef Alfred Graf v. Schlieffen mit
nur sechs Wochen veranschlagt, so
daß man unter extrem hohem Zeit-
druck stand. Gelang es im ersten
Ansturm nicht, die französische Ar-
mee zu besiegen, so drohte ein un-
übersehbarer Stellungskrieg. Da al-

le Kräfte für den Angriff in der
Hauptrichtung festgelegt wurden,
fehlte es an „strategischen Reser-
ven“, um beispielsweise Festungen
einzuschließen. Immerhin würden
allein sechs Armeekorps für die Be-
lagerung von Paris erforderlich
sein. Schlieffen hatte ausdrücklich
auf solche Reserven verzichtet, da
diese auf dem Angriffsflügel fehlen
würden und letztlich für die Ent-
scheidung zu spät kämen. Was wür-
de aber geschehen, wenn sich die
Franzosen der Umfassung großräu-
mig entzogen? 

Der Plan baute außerdem darauf,
daß Großbritannien die Verletzung
der Neutralität Belgiens nicht als
Kriegsgrund betrachten würde. Ge-
schähe dies trotzdem, sollten Kräfte
des Umfassungsflügels abgezweigt
werden, um zunächst das britische
Landekorps zu schlagen. Schwerer
wog jedoch, daß die ganze Konzep-
tion kein umfassender Kriegsplan
war. Sie schloß einen länger dau-
ernden Krieg von vornherein aus. 

Generaloberst Helmuth v. Moltke,
der Nachfolger Schlieffens, verän-
derte 1909 den Plan, indem er im El-
saß und in Lothringen zwei Armeen
aufstellte, obwohl ursprünglich nur
eine vorgesehen war. Als Begrün-
dung galt eine erkannte Angriffsab-
sicht der Franzosen, die man verei-
teln wollte. Somit umfaßten die 6.
und 7. Armee in Elsaß-Lothringen
acht Armeekorps entgegen nur vier
Korps in der ursprünglichen Pla-
nung. Schlieffen hätte hingegen ei-
nen gegnerischen Angriff in Lothrin-
gen in Kauf genommen, da ein
solcher die Vorteile auf dem Umfas-
sungsflügel erhöhte.

Vergleicht man die im Aufmarsch-
plan von 1905 vorgesehenen Kräfte
mit den tatsächlich eingesetzten
Truppen, so ergibt sich, daß zwar der
Offensivflügel mit 54 Divisionen
gleich stark war, daß aber der linke
jetzt 16 zählte. Moltke hatte den De-
fensivflügel mit Hilfe von Neuauf-
stellungen, aber nicht auf Kosten des
Umfassungsflügels verdichtet. Den-
noch hätte sich von Anfang an eine
Stärkung des rechten Flügels ange-
boten: Selbst ein zusätzliches Korps
hätte im September 1914 die Ent-
scheidung zu Deutschlands Gunsten
bewirken können. Moltke gedachte,
die Entscheidungsschlacht im
Gegensatz zu Schlieffen je nach La-
geentwicklung anzulegen. Da sich
die Mittelmächte einen Krieg unbe-
stimmter Dauer auch politisch nicht
leisten konnten, blieb nur die Chan-
ce einer raschen Niederwerfung
Frankreichs. Der spätere Mißerfolg
des Westfeldzuges 1914 resultierte
weniger aus dem heiklen Opera-
tionsplan als vielmehr aus seiner
halbherzigen Durchführung. Die
Oberste Heeresleitung baute auf das
Können der Offiziere und die her-
vorragende Kampfmoral der Truppe.

Nach dem Überschreiten der bel-
gischen Grenze am 4. August entfal-
tete sich der Angriff des Umfas-
sungsflügels (1. bis 5. Armee) am
18. August gegen die Maaslinie zwi-
schen Lüttich und Diedenhofen.
Kronzprinz Rupprecht von Bayern,
der die 6. Armee führte, wollte ein

französisches Vorrücken gegen die
Reichslande Elsaß-Lothringen nicht
abwarten, sondern schritt selbst zum
Angriff, der sich nur zu einem fron-
talen Zurückdrängen des Gegners
entwickelte. Dabei dürfte das dyna-
stische Interesse mitgespielt haben,
die Reichslande nach Kriegsende
Bayern anzugliedern.

Die Grenzschlachten endeten alle
mit deutschen Erfolgen und nährten
die Siegeszuversicht. Die französi-
schen Truppen erlitten schwere Ver-
luste durch schonungslos vorgetra-
gene Infanterieangriffe ohne
Artillerieunterstützung. In Belgien
fielen rasch die Festungen, vor allem
Lüttich und Namur, des weiteren
Brüssel am 20. August, während die
belgische Armee im Raum Antwer-
pen eingeschlossen wurde. Am
25. August erreichte der Vormarsch
im Nordwesten alle für die erste Pha-
se gesteckten Ziele. Immerhin hatte
man den Angriffsflügel bereits
schwächen müssen: Zwei Armee-
korps mußten zur Belagerung Ant-

werpens und eines zur Belagerung
der Festung Maubeuge abgezweigt
werden. Die Befehlshaber der 1. und
2. Armee auf dem äußersten rechten
Flügel befahlen rastlose Verfolgung,
da ihre Verbände im Zuge der Um-
fassungsbewegung den weitesten
Weg vor sich hatten. Die großen
Marschleistungen dämpften aber

keineswegs die Kampfmoral, die
auch im Lied anklang: „Als wir nach
Frankreich zogen, wir waren unser
drei, ein Schütze und ein Jäger und
ich, der Fahnenträger der schweren
Reiterei … Noch tut die Fahne schwe-
ben, die mir auf Tod und Leben mein
Kaiser anvertraut …“

Am 27. August ergeht dann die
Weisung Moltkes für die Verfolgung
an alle fünf Armeen und die Einlei-
tung der Entscheidungsschlacht. Die
1. Armee (v. Kluck) soll als stärkste
Stoßkraft westlich an Paris vorbei-
marschieren und dann nach Osten
einschwenken, um die Flanke des
Gegners aufzurollen. Die 2. Armee
(v. Bülow) hat zwischen Oise und
Marne von Nordosten her auf Paris
anzugreifen, während die 3. Armee
(v. Hausen) an Reims vorbei über die
Marne vorstoßen soll. Die 4. und
5. Armee haben westlich und östlich
von Verdun nach Süden anzugreifen,
um möglichst viele Kräfte zu binden
und damit das Vorkommen der 6.
und 7. Armee in Französisch-Loth-
ringen zu erleichtern. Es wird aber
bereits angekündigt, daß starker
Widerstand ein frühzeitiges Eindre-
hen der beiden Flügelarmeen aus ih-
rer bisherigen Richtung nach Süden
erfordern könnte. Schon daraus ist
ersichtlich, daß diese Armeen zu we-
nig Kräfte besaßen, um Paris westlich
zu umgehen und einzuschließen. 

Der Befehl traf obendrein erst
zwölf Stunden später bei den Ar-
meen ein. Das lag an der völlig über-
lasteten Funkstation auf dem rechten
Flügel, die obendrein von Paris her
gestört wurde. Die Armeebefehlsha-
ber waren also überwiegend auf ihr
eigenes Lagebild angewiesen und
sollten daneben den Ansuchen der
Nachbarn entsprechen. Generalstab-
schef v. Moltke, der schon alle Reser-
ven verausgabt hatte, verzichtete
auch auf ein zwischenge-
ordnetes Oberkommando für den
Angriffsflügel. Alles in allem fehlte es
an straffer Führung. Jetzt kam es auf
die Eigeninitiative der Armeen an:
würde es trotz allem gelingen, zu ei-
ner erfolgreichen Umfassung zu
kommen? �

G E S C H I C H T E

Deutschlands Großoffensive im Westen
Vor 90 Jahren beginnen die deutschen Streitkräfte mit der halbherzigen Umsetzung des Schlieffenplanes / Von Heinz MAGENHEIMER

Helmuth v. Moltke: Er war als Gene-
ralstabschef 1914 für die Umsetzung
des Schlieffenplans zuständig.

Alfred Graf v. Schlieffen: Er hatte als
Generalstabschef 1905 den Schlief-
fenplan entwickelt. Fotos (2): DHM
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Ägyptischer Sommer
Zu sehenswerten Ausstellungen in Basel, Berlin, Hamm, Hildesheim und Hannover

Kirchners Zeichnungen sind
vielleicht das Reinste, Schön-

ste seiner Arbeit ... ein Spiegel der
Empfindungen eines Menschen
unserer Zeit. Daneben enthalten
sie die Formensprache seiner Gra-
phik, seiner Bilder, denen der an-
dere Teil seiner Arbeit gehört, in
denen ein bewußter Wille schafft.
Die lebendige Kraft dieses Willens
aber kommt durch das Zeichnen“,
schrieb Louis de Marsalle 1920 in
der Zeitschrift Genius. Kurios nur,
daß sich hinter dem Pseudonym
Marsalle Ernst Ludwig Kirchner
(1880–1938) selbst verbarg. Der
Künstler war geradezu besessen
vom Zeichnen. Skizzenbuch um

Skizzenbuch füllte sich mit Szenen
aus dem Alltag, mit Darstellungen
von Tänzern und Tänzerinnen, Be-
obachtungen aus dem Varieté, mit
Impressionen aus Böhmen und
Hamburg, Stadtlandschaften und
Vorortstraßen. Mit Bleistift und
Zimmermannsblei, mit schwarzer
Kreide, farbiger Ölkreide, mit
schwarzer Tusche, Feder und Pin-
sel hielt er auf manchmal farbigem
Papier das fest, was er sah. „Zeich-
nen bis zur Raserei, nur zeichnen,
die Technik ist zu schön“, bekann-
te Kirchner, von dem die unglaub-
liche Zahl von 25.000 Skizzen und
größeren Einzelblättern beglaubigt
ist.

Ein Großteil der Zeichnungen ist
im Besitz des Berliner Kupferstich-
kabinetts, das noch bis zum 29. Au-
gust in der Sonderausstellungshal-
le im Kulturforum Potsdamer Platz,
Matthäikirchplatz 4,  eine Auswahl
des Gesamtbestandes an Werken
von Ernst Ludwig Kirchner präsen-
tiert (dienstags bis freitags 10–18
Uhr, am Wochenende 11–18 Uhr).
Neben kostbaren und seltenen
druckgraphischen Arbeiten und
größeren Zeichnungen werden et-
wa 200 kleinformatige Skizzen ge-
zeigt, die bislang noch nie in der
Öffentlichkeit zu sehen waren. Es
ist dies der Auftakt der Veranstal-
tungen zum 100. Geburtstag 

der Künstlergemeinschaft „Brü-
cke“ 2005, die Kirchner mitbe-
gründet hat. Zur Ausstellung er-
schien im Prestel Verlag ein
umfangreicher Katalog (Hrsg. Anita
Beloubek-Hammer, 320 Seiten, 200
farbige Abb., gebunden mit Schutz-
umschlag, 59 Euro) mit erläutern-
den Texten ausgewiesener Kirch-
ner-Kenner. 

Dies ist der erste vollständige Ka-
talog der Kirchner-Sammlung im
Kupferstichkabinett, die 32 Aqua-
relle und Einzelzeichnungen, 205
Skizzen in den verschiedensten
Techniken, 110 Druckgraphiken
und fünf illustrierte Bücher um-
faßt. Vieles ging verloren, als 1937
im Zuge der Aktion „Entartete
Kunst“ 639 Kirchner-Werke aus
deutschen Museen entfernt und
teilweise ins Ausland verkauft oder
zerstört wurden. Um so wertvoller
sind die erhalten gebliebenen Skiz-
zen, zeigen sie doch nicht zuletzt
auch die Arbeitsweise des Künst-
lers, der zu den Hauptexponenten
des Expressionismus zählt.

„Nur durch höchste Konzentra-
tion auf seine Empfindung“, so 
Anita Beloubek-Hammer, konnte
Kirchner das gewünschte Ergebnis
erzielen. Durch zeichenhafte Ver-
knappung bemächtigte er sich der
Vielgestaltigkeit der Erscheinun-
gen, eliminierte alles Unwesentli-
che, bedeutsam Erscheinendes
hingegen steigerte er expressiv, de-
formierte es, so die Kunsthistorike-
rin. „So wurde gleichsam beim 
Anschauen die Wirklichkeit verän-

dert, interpretiert und in eine neue
Wirklichkeit des Bildes transfor-
miert.“

Nicht immer fanden die Betrach-
ter dieser Zeichnungen und Skiz-
zen, das was sie selbst sehen woll-
ten, sprachen gar von „Gekritzel“.
Kirchner: „Wie dumm und ober-
flächlich die Menschen urteilen,
sie sehen nicht, daß gerade das
Flüchtige in meiner Zeichnung das
Wichtigste ist, weil ich dadurch die
feinste erste Empfindung einfange.
Würde ich langsam so eine Zeich-
nung machen wollen, so ginge die-
ses erste feine Gefühl verloren, und
das gerade will ich doch notieren
und habe ich tatsächlich auf den
Blättern ...“ Und Anita Beloubek-
Hammer erläutert: „In den ge-
zeichneten Skizzen teilt sich eine
solche Energie und ihre blitz-
schnelle Entstehung durch eine ge-
radezu elektrisierende Verve mit,
die das ganze Blatt erfaßt. Da gibt
es kein ängstliches Buchstabieren
der Details, die gesamte Fläche ist
in die Gestaltung einbezogen und
lebt im Rhythmus der konzentrier-
ten Strichlagen ...“ 

Von der Faszination, die von diesen
Blättern noch heute ausgeht, kann
sich der Besucher der Berliner Aus-
stellung, aber auch der Leser des Ka-
talogs überzeugen. Manches Mal
sind sogar Hinweise auf ausgeführte
Werke (Graphik oder Malerei) Kirch-
ners in den Skizzen zu entdecken, so
daß ein unmittelbarer Einblick in
den Schaffensprozeß des Künstlers
möglich ist. SSiillkkee OOssmmaann

»Ein Spiegel der Empfindungen«
Das Berliner Kupferstichkabinett zeigt im Kulturforum Potsdamer Platz eine Auswahl von Zeichnungen Ernst Ludwig Kirchners

Es kommt einer kleinen Sensation
gleich: die ursprünglich nur für Basel

konzipierte Ausstellung mit Grabschätzen
aus dem Tal der Könige geht jetzt auch
nach Deutschland. Vom 4. November 2004
bis 1. Mai 2005 wird sie in der Kunst- und
Ausstellungshalle der Bundesrepublik
Deutschland in Bonn, Friedrich-Ebert-
Allee 4, zu sehen sein. Zunächst aber muß
man noch bis nach Basel fahren, um die
Schätze aus Ägypten zu bestaunen. Bis
zum 3. Oktober ist im dortigen Antiken-
museum die Schau „Tutanchamun – Das
goldene Jenseits“ zu sehen. 

Nach Paris 1967, London 1972 und Ber-
lin 1980/81, wo ein Objekt beschädigt
wurde, kann man die zwischen 3.000 und
3.500 Jahre alten goldenen Grabbeigaben
wieder in Europa bewundern. Die ägypti-
sche Regierung, die nach dem Zwischen-
fall in Berlin ein generelles Ausreiseverbot
für die Schätze verhängt hatte, ließ sich
durch hohe Leihgebühren erweichen, die
sie durchaus gebrauchen kann, will man
doch in Gizeh ein neues Museum bauen.
Geld spielt in der Kulturszene mehr denn
je eine Rolle. Auch die deutsche Station
kam nicht zuletzt durch den Sponsor
Deutsche Telekom zustande. Die insge-
samt etwa vier Tonnen schweren Gold-
schätze sind mit 650 Millionen Dollar ver-
sichert. Rund 120 Originale, darunter auch
solche, die noch nie außerhalb Ägyptens
gezeigt wurden, sind in Basel zu sehen.
Kunstwerke, die dem Betrachter die Augen
übergehen lassen, so schön und formvol-
lendet sind sie. Mancher wird allerdings
die berühmte Totenmaske Tutanchamuns
vermissen, sie darf außerhalb Ägyptens
nicht mehr gezeigt werden, da sie als Na-
tionalheiligtum gilt.

Die anderen Kunstwerke aber werden
über diesen Verzicht hinweg trösten. 
So sind in Basel nicht nur 50 der bedeu-
tensten Kunstwerke aus dem Grab des Tut-
anchamun, der 18jährig im Jahr 1323 v.
Chr. starb,  zu sehen, sondern auch Grab-

gegenstände aus den übrigen Königsgrä-
bern der 18. Dynastie (15.–14. Jahrhundert
v. Chr.). Wichtig war es den Veranstaltern
zu zeigen, wie ein königlicher Grabschatz
im Neuen Reich aussah im Vergleich zu
den Grabbeigaben der königlichen Umge-
bung, zu der Familienangehörige wie auch
Hofbeamte zählten. 

Gold galt den alten Ägyptern als Farbe
der unvergänglichen Sonne und war ein
Symbol der Wiedergeburt im Jenseits. So
kündet es nicht nur vom unermeßlichen
Reichtum der Pharaonen sondern zeigt
auch die religiöse Bedeutung der Grab-
schätze. Der Rundgang in der Ausstellung
wird beschlossen von der originalgetreu
nachgebauten Grabkammer Tutancha-
muns, wie Howard Carter sie 1922 vor-
fand. Eine Sensation zur damaligen Zeit,
die eine wahre Modewelle auslöste. So be-
nannte man gar eine Schuhcreme nach
dem jungen, von Legenden umwobenen
Herrscher. Auch heute ist das „Beiwerk“
einer solchen Ausstellung nicht mehr
wegzudenken. Neben sicher geschmack-
vollen Seidenschals mit äygptischen Moti-
ven oder Repliken der Exponate gibt es in
Basel allerdings auch „Basler Leckerli“ im
Tutanchamun-Design zu kaufen oder gar
ein Tut-Anch-Bier sowie die Nachbildung
des Sarges eines „Vorstehers der Schriften
für das königliche Mahl“ mit einer in Gaze
gewickelten Minimumie.

Auch Berlin schwelgt derzeit in der Er-
innerung an die alten Ägypter. So wird
noch bis zum 5. September im Kunstfo-
rum der Berliner Volksbank, Budapester
Straße 35, eine Ausstellung unter dem Ti-
tel „Das altägyptische Totenbuch“ gezeigt
(dienstags bis sonntags 10–18 Uhr). Aus
den reichen Beständen der Papyrussamm-
lung des Ägyptischen Museums Berlin  so-
wie aus dem Staatlichen Museum Ägypti-
scher Kunst in München stammen die
Exponate. Es sind Texte, in Hieroglyphen
geschrieben, die von der Verwandlung des
Menschen in ein gottähnliches Wesen

handeln – ein Leitfaden für die endlose
Reise durch die Ewigkeit. Zu finden sind
sie auf Papyrusrollen und auf Mumienbin-
den. Die deutsche Übersetzung der Texte
zeigt die hohe literarische Qualität und die
sprachliche Schönheit der altägyptischen
Dichtkunst.

Dieser Sommer gehört zweifellos Ägyp-
ten, denn auch in Hamm widmet man sich
dieser Thematik. Im Gustav-Lübcke-Mu-
seum ist bis zum 31. Oktober unter dem
Titel „Pharao siegt“ eine Ausstellung zu se-
hen, die Krieg und Frieden im alten Ägyp-
ten untersucht. Anhand von etwa 250 Ob-
jekten aus dem In- und Ausland kann man
den Wahrheitsgehalt der Behauptung
überprüfen.

Das Roemer- und Pelizaeus-Museum in
Hildesheim zeigt bis zum 24. Oktober Ob-
jekte aus der erlesenen Sammlung alt-
ägyptischer Kunstschätze, die das Myers
Museum am exklusiven Eton College in
England zusammengetragen hat. Nur sel-
ten waren diese Schätze bisher außerhalb
Großbritanniens zu sehen. Als einziges
Museum kann nun das Hildesheimer
Haus eine Auswahl von 250 Exponaten
zeigen, die einen Überblick geben über
5.000 Jahre Geschichte und Kultur. Zu den
Glanzpunkten der Ausstellung zählen ne-
ben Schmuckstücken und Fayencen auch
sehr realistisch wirkende Mumienporträts.

Sie wurde um 1520 v. Chr. vermutlich in
Ägypten geboren und galt als eine unge-
wöhnlich schöne Frau von katzenhafter An-
mut: Hatschepsut, die Tochter des Pharaos
Thutmosis I. Als vorausschauende Herr-
scherin brachte sie ihrem Land Wohlstand
und Frieden. Das Kestner-Museum in Han-
nover widmet der neben Nofretete und Kle-
opatra bekanntesten Herrscherin Ägyptens
eine Ausstellung mit Leihgaben aus den
Museen in Berlin und München (bis 17.
Oktober). – Ohne Zweifel: für die Freunde
altägyptischer Kulturschätze ist dieser Som-
mer besonders gelungen. HHeellggaa SStteeiinnbbeerrgg

Kostbar: Eingeweidesarg des Tutanchamun aus Gold, Glas
und Halbedelsteinen Foto: Contract Media AG

Ernst Ludwig
Kirchner:
Drei Tänzerinnen
(1910), Postkarte
an Otto und
Maschka Mueller

Foto: Katalog
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Eva-Charlotte saß am Tisch, hatte
alle Buntstifte vor sich ausge-

breitet und malte. Sie war in ihre
Beschäftigung so vertieft, daß die
kleine Zunge von einem Mundwin-
kel in den anderen wanderte. Eva-
Charlotte malte ein Boot, ein Boot,
in dem vier Gestalten saßen, zwei
große und zwei kleine. Vor ihr lag
eine Fotokarte, die der Briefträger
gebracht hatte. Sie zeigte ebenfalls
ein Boot, doch in dem saßen nur
drei Menschen. Man konnte sie ge-
nau erkennen. Vorne saß Ille, ihre
Schwester, die schon eine ganze
Weile weg war. Die fehlte ihr so
beim Spielen. Hinter Ille, auf der
Bank im Boot, saßen Opapa und
Tante Lotte. Tante Lotte war ihre Pa-
tentante. Nach der hieß sie auch
Charlotte. Eva konnte nicht verste-
hen, warum Opa und Tante Lotte
nicht auch sie in die Sommerfrische
mitgenommen hatten nach Sarkau
an die Ostsee. Aus Sarkau kamen
die geräucherten Flundern, welche
die braungebrannte Fischersfrau in
ihrem Weidenkorb am nahen Tor
zum Burgkirchenplatz anbot. Wenn
sie mitgenommen worden wäre,
dann wäre auch sie, Eva-Charlotte,
auf dem Foto im Boot zu sehen. Sie
konnte und konnte nicht verstehen,
daß sie auf einmal so alleine sein
sollte. Mutti hatte versucht, sie zu
trösten.

„Ille war so krank. Du weißt es
doch. Nun soll sie sich erholen. Da-
rum hat der Opa sie nach Sarkau
mitgenommen. Aber warte man ab,
wir machen am Sonntag einen schö-
nen großen Ausflug nach Arnau mit
dem Dampfer. Da waren wir doch
schon einmal und haben ganz nah
am Wasser, am Pregelufer Kaffee ge-
trunken.“

„Kriege ich diesmal ein Malzbier
für mich alleine?“ hatte Eva-Char-
lotte sich vergewissernd gefragt.

Die Mutter hatte gelacht und war
wieder nach unten ins Geschäft ge-
gangen. Jetzt, da Evchen alleine war,
kamen Mutter und Vater abwech-
selnd nach ihr sehen. Evchen hob

das Bild hoch und betrachtete es, ihr
Bild, auf dem auch sie mit im Boot
saß. Schnell schrieb sie unten in die
Ecke ihren Namen. Das konnte sie
schon, seit Ostern war sie in der
Schule. Ille hatte gesagt, das machen
alle Maler so.

Nun wollte sie mal sehen, ob sie
auf der stillen Straße nicht doch
Kinder zum Spielen antreffen wür-
de. Der Teddy sollte mit. Schließlich
wußte sie ja, was es heißt, so alleine
zu sein. Sie schlug die Decke im
Puppenbett zurück und nahm den
Teddy auf. Was war das? Es durch-
fuhr sie ein freudiger Schreck. Da
war ein brauner Fleck im Laken.
Der Teddy hatte ins Bett gemacht.
Sie hatte ja immer schon gewußt,
daß der Teddy und die Puppen ganz
geheim doch lebendig waren. Im-
mer dann, wenn die Erwachsenen
es nicht sahen. Nun hatte sie den
Beweis. Wie gut, daß Evchen von
dem Ärger der Hausfrau über Rost-
flecken in der Wäsche nicht wußte.
Den Teddy im Arm ging sie nach
draußen und schaute nach allen Sei-
ten die Straße entlang. Kein Kind
war zu sehen.

Da entdeckte sie etwas, hinten
beim Wichert-Haus, wo die drei gro-
ßen Kastanien standen. Die alten
Bäume hatten aus irgendeinem
Grund – war es zu warm gewesen,
war es zu kalt gewesen – eine Men-
ge kleiner grüner Kastanien, wie
Murmeln so groß, abgeworfen. Mit
denen konnte man auf den Stein-
platten des Fußweges malen. Etwas
angedrückt, gab der Saft der kleinen
Kastanien einen braunen Strich. Ev-
chen malte zuerst auf die Steine des
Weges lauter Boote. Aber dann hatte
sie einen Einfall. Im Hausflur waren
unlängst die Maler gewesen. Hatte
Papa nicht neulich gesagt, daß er
sich gar nicht an die helle kalkige
Wand gewöhnen würde? Oh, sie
wußte nun, wie sie ihn erfreuen
könne. Ein paar kleine grüne Kasta-
nien in der Schürzentasche lief sie
in den Hausflur zurück. Den Teddy
setzte sie auf die erste Treppenstufe.
Da durfte er zugucken. Gleich das

erste Boot geriet ihr ganz gut. Auf
der hellen Wand hob sich der brau-
ne Strich kontrastreich ab. Gut, daß
sie vorhin auf dem Papier sich mit
der Form des Bootes so abgemüht
hatte. Neben das große Boot setzte
sie ein kleines und wieder ein gro-
ßes Boot, kleines Boot, großes Boot.
Alle nach einem Schema gemalt.
Schrägstrich, gerader Strich für den
Boden, Schrägstrich, gerader Strich
für die Bootskante. Bald konnte sie
das ganz schnell. Schon zogen viele
Boote über die helle Flurwand. 

Plötzlich, wie aus dem Boden
gewachsen, stand der Vater vor ihr.
Eva-Charlotte strahlte ihn an.
„Hab ich gemalt.“ Doch das liebe
Gesicht ihres Papas, der seinem
Evchen so besonders zugeneigt
war, veränderte sich unter ihrem
Blick. Sie sah es mit Erstaunen
und Erschrecken. Zuerst ver-
schwanden die freundlichen Fal-
ten um die Augen herum, der
Mund lächelte nicht mehr. An der
Schläfe trat die blaue Ader hervor.
Das bedeutete Sturm, ein Donner-
wetter, wußte sie schon. Doch sag-
te er nur: „Komm rein“, und schob
sie mit ungewohnt festem Griff in
die Wohnung. Eva-Charlotte er-
griff schnell den Teddy. „Ich wollte
doch nur ...“, versuchte sie eine Er-
klärung zu geben. Aber der Vater
unterbrach sie: „Mußt du immer
Unfug machen, wenn du alleine
bist? Ich denke noch an die Hüh-
ner, die du beim Kaufmann Kall-
weit aus dem kleinen Stall gelas-

sen hast, und die Mutter und Frie-
da erst wieder einfangen mußten.
Nun muß ich den Maler bestellen
und bezahlen. Eine unnötige
Rechnung.“ 

Eva-Charlotte hatte den Kopf ge-
senkt und sich innerlich immer
mehr zurückgezogen. Der Vater
sah es und wurde etwas weicher
gestimmt. Auch konnte er seinem
kleinen Marjellchen nicht lange
böse sein. Er trat einen Schritt auf
sie zu: „Nun spiele schön in dei-
nem Zimmer“, sagte er. „Nachher
kommt Mutti zu dir.“ Dann ging er
wieder ins Geschäft.

Evchen nahm den Teddy auf
den Schoß und wollte zuerst wei-
nen. Ganz doll, so mit huh hu hu.
Aber das hörte ja keiner. Doch
großer Kummer stieg in ihr hoch.
Sie hatte dem Papa eine Freude
machen wollen, und er sprach von
Unfug. Ja, Unfug hatte er auf ihr
schönes Wandbild gesagt.

Da kam ihr ein Gedanke und
wurde zum festen Entschluß. Sie
wollte auswandern. Sollte der Pa-
pa sich doch um sie grämen. Nicht
gerade nach Amerika, da war ja
das große Wasser dazwischen.
Aber Metgethen war auch ganz
schön weit. Da konnte der Papa sie
suchen, Angst um sie haben, ja,
vielleicht sogar weinen. „Wo ist
mein liebes Evchen“, würde er im-
mer rufen. Ach, da sollte er mer-
ken, was er angerichtet hatte.

Auswandern kostet auch Geld,
wußte Eva-Charlotte. Sie holte aus
der Schublade ihre Geldbörse her-
vor und zählte die ersparten Geld-
stücke. Da waren drei Markstücke
von Oma, fünfzig Pfennig von Tante
Lena und zwei Groschen von Onkel
Ernst. Oh, das würde eine ganze
Weile reichen. 

Plötzlich mußte sie an den Teddy
denken. Den mußte sie ja da lassen.
Eine dicke Träne kullerte über ihre
Kinderbacke. Und essen mußte Ted-
dy ja auch. Er lebte doch. In der Kü-
che fand sie eine kleine Tüte. Ihr
vom Frühstück übriggebliebenes
Brötchen tat sie hinein und steckte
die Tüte zum Teddy ins Bett. Dann
überlegte sie. Wenn sie die Nacht
noch hierbliebe und am Morgen so
tat, als ginge sie zur Schule, dann
hätte sie einen Vorsprung und dazu
das Frühstücksbrot. Auch sparte sie
etwas und hatte mehr Geld für Met-
gethen. Eva-Charlotte holte die
Schultasche hervor, die sie mitneh-
men wollte und kramte darin. Es
wurde ihr immer schwerer ums
Herz. Ach, auf Wiedersehen Teddy,
auf Wiedersehen Puppe Christa.
Schon kullerten dicke Tränen über
Evchens Gesicht, und sie schluchzte
laut auf.

Schritte waren zu hören. Der Papa
stand in der Tür, und da war seine
warme vertraute Stimme: „Na, hat
mein kleines Evachen schön ge-
spielt?“ Befreit und glücklich stürzte
sie in die ausgebreiteten Arme. �

Eva-Charlotte
will auswandern

Von Eva REIMANN

Thea Weber: An der Memel (Aquarell)

Als Gerlinde Fischer zum wö-
chentlichen Kaffeeklatsch das

Schloßcafé betrat, spürte ihre Freun-
din Claudia sofort, daß etwas Er-
freuliches passiert sein mußte. „Na-
nu, Gerlinde, du strahlst ja wie eine
junge Braut! Bist du etwa verliebt?“ 

Gerlinde schaute ihre Freundin
erstaunt an. „Ist das so deutlich zu
sehen? Nun ja ... Ich habe da wirk-
lich einen sehr netten Mann ken-
nengelernt. Eberhard Isenberg heißt
er. Du, das ist wirklich ein Kavalier
der alten Schule, sag’ ich dir. So zu-
vorkommend, so ... na ja, eben ein
richtiger Kavalier! Er liest mir jeden
Wunsch von den Augen ab. Jedes-
mal bringt er mir einen wunder-
schönen Blumenstrauß mit. Und
Pralinen! Ich kann mich vor lauter
Pralinen kaum retten! Du mußt ihn
unbedingt bald kennenlernen!“ 

„Das klingt ja sehr vielverspre-
chend. Wie sieht er denn aus? Auch
ganz toll nehme ich an!“ 

„Ja, sicher! Groß, schlank, schö-
nes, graues Haar. Eine distinguierte
Erscheinung, würde ich sagen.“  

„Er hat wohl gar keine Fehler?“
fragte Claudia lachend. „Oder macht

das die Liebe? Die soll ja den Blick
manchmal ganz schön trüben!“ 

„Ich glaube, du bist ein bißchen
neidisch, meine Liebe! Aber, um auf
die Fehler zurückzukommen: Er
scheint ziemlich zerstreut zu sein.
Er hat mich schon einige Male zum
Essen eingeladen und dabei mehr-
mals seine Brieftasche vergessen.“

„Aha!“ – „Was denn, aha! Ich be-
komme das Geld doch zurück!“ –
„Hast du aber noch nicht, stimmt’s?“
– „Bis jetzt hat er wohl noch nicht
daran gedacht.“  

„Sag mal, du bist doch sonst nicht
so gutgläubig! Macht dich diese
‚Vergeßlichkeit’ oder ‚Zerstreutheit’
denn gar nicht stutzig?“  

„Er ist so ein netter, gebildeter
Mensch. Ich glaube doch nicht, daß
er ...“  

„Ich glaube, es ist an der Zeit, daß
wir mal ein paar Erkundigungen
über deinen Kavalier einziehen!“
Claudias Gesichtsausdruck verriet
deutlich, daß sie nicht willens war,
tatenlos zuzusehen, wie ihre Freun-
din sich mit offenen Augen ins Un-
glück stürzte.

In den nächsten Tagen spielten
die beiden Freundinnen Detektiv –
wenn auch von Gerlindes Seite nur
widerwillig. Was dabei herauskam,
war leider für Gerlinde nicht be-
sonders erfreulich: Eberhard Isen-
berg schien einen sehr ausgedehn-
ten Bekanntenkreis zu haben. Und

dieser Kreis bestand ausschließlich
aus wohlhabenden Damen mittleren
Alters, so wie Gerlinde, mit denen
er regelmäßig ins Theater ging, ins
Restaurant und dergleichen. Er hatte
ein volles Programm! Auffällig war,
daß die Damen sehr oft bezahlten ...
Außerdem stellte sich heraus, daß
der Kavalier zwei Schwestern hatte.
Die eine besaß einen Blumenladen,
die andere verkaufte Pralinen und
derartige Sachen ... 

Gerlinde mußte zugeben, daß sie
wahrscheinlich einem Schwindler
in die Falle gegangen war, und das
tat natürlich weh. „Es tut mir wirk-

lich leid, Gerlinde, daß ich mit mei-
nen Befürchtungen recht hatte.“  

„Das muß dir nicht leid tun. Im
Gegenteil! Es ist nur gut, daß ich
noch rechtzeitig dahintergekommen
bin, mit wem ich es hier zu tun ha-
be!“  

„Allerdings! Sonst hätte er dir
wahrscheinlich auch noch mit
irgendeiner wilden Geschichte eine
größere Summe aus der Tasche ge-
zogen! Denn das gehört ja sozusa-
gen zum festen Repertoire dieser
Leute!“  

„So ist es! Aber, ich werde es die-
sem feinen Herrn heimzahlen! Der
wird noch sein blaues Wunder erle-
ben!“

Zwei Tage später saß Gerlinde mit
ihrem Kavalier im teuersten Restau-
rant, das in der näheren Umgebung
zu finden war. Sie hatte ihren

Freund zu einem festlichen Essen
eingeladen, weil es angeblich etwas
zu feiern gab. Sie waren dazu in
Gerlindes Wagen etwa 40 Kilometer
aufs Land gefahren. 

„Das Essen ist wirklich vorzüg-
lich, liebe Gerlinde! Und der Wein
– köstlich! Und überhaupt – dieses
Ambiente! Alle Achtung, meine Lie-
be! Aber, was feiern wir denn nun
eigentlich?“  

„Wirst schon sehen ...“  

„Das wird aber ein sündhaft teu-
res Essen, liebste Gerlinde!“ –
„Ach, mein Lieber, Geld spielt
doch keine Rolle, das weißt du
doch!“  Er sah sie entzückt an. Die-
se Worte mußten ihm wohl wie
Musik in den Ohren klingen! 

Sie waren beim Kaffee mit Kog-
nak angelangt, als Gerlinde sich für
einen Augenblick entschuldigte.
Sie müßte nochmal schnell telefo-
nieren. Doch anstatt zu telefonie-
ren, ließ sie sich vom Kellner in
den Mantel helfen. „Ich muß leider
dringend weg. Bringen Sie doch
bitte meinem Begleiter noch einen
Kognak und die Rechnung. Er wird
alles bezahlen!“ �

Ein Kavalier der alten Schule
Von Frieda-Louise DRENT

»Diesem feinen Herrn werde 
ich es heimzahlen! Der wird noch 

sein blaues Wunder erleben.«
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